Oitpreußens 
Wirtgchaltsnot 


| ern, N RER 
2 oi del bel dig des Verbandes Ofen ER 4 
Anbufteie- und Handelskammern (Grenzkammern) er 
RS a 
am 23. Nobember 1927 
y CaM, 


Be von dm Tndufieter und gandelstammern A 
a: au Preto, albin rwa und aa ¿MS 


Z 


— 


g” r 
E IMS 1 
— 


Oſtpreußens 
Wirtſchatsnot 


Vorträge, 


gehalten auf der Tagung des Verbandes Oſtpreußiſcher 
Indufteie- und Handelskammern (Grenzkammern) 
in Tilſit 
am 23. November 1927 


Herausgegeben von den Indufteies und Handelskammern 
Allenſtein, Elbing, Inſterburg und Tilſit 


CZYTELNIA 


m REGIONALNA 


4X 
+3 | 
> p 
> | 


1. Dr. Schauen, Allenſtein: 
Die allgemeine Wirtſchaftslage Oſtpreußens. 


2. Dr. Krantz, Tilſit: 
Oſtpreußens Verhältnis zu den Nachbarſtaaten. 


3. Dr. Lenkeit, Inſterburg: 
Oſtpreußens Frachtenbelaſtung nnd Verkehrsnot. 


4. Dr. von Rüts, Elbing: 
Steuerbelaſtung von Oſtpreußens Induſtrie und Handel. 


5. Dr. Skibbe, Allenſtein: 
i Die Kreditverhältniſſe in Oſtpreußen. 


6. Wortlaut der auf der Verbandstagung angenommenen 
Entſchließung. 


— — 


Die allgemeine Wirtfchaftsinge Oſtpreußens. 


Von 
Syndikus Dr. Schauen, Allenſtein. 


Oswald Spengler hat dem Schluſſe ſeines Werkes „Der Unter- 

gang des Abendlandes“ den Satz beigefügt: 

„ducunt fata volentem, nolentem trahunt“, 
der in freier Aberſetzung etwa lauten würde: 

„Nur Tatkraft beſiegt das Geſchick, 

Bei Gleichmut ſchreitet es über uns fort“, 
und ich möchte dieſen Satz meinen heutigen Ausführungen voraus⸗ 
ſchicken, da er mir wie keiner in ſeiner Anwendbarkeit auf die heutige 
Situation gerade Oſtpreußens hinzuzielen ſcheint. 

„Nur Tatkraft beſiegt das Geſchick, 

Bei Gleichmut ſchreitet es über uns fort.“ 
Ich glaube nicht, daß in unſerer Provinz jemand dieſe Worte hören 
und nachſprechen kann, ohne an unſer Oſtpreußen zu denken und 
damit an alles, was hiermit zuſammenhängt. Regt doch der erwähnte 
Satz Spenglers unmittelbar an den Deutſchen zum Nachdenken über 
das deutſche Geſchick und die Möglichkeit, es zu meiſtern und den 
Oſtpreußen immer wieder zu tiefgrübelndem Nachſinnen über die Ge⸗ 
ſtaltung des oſtpreußiſchen Schickſals, das ihm überdies, anders wie 
den Bewohner des Reiches, täglich unmittelbar vor Augen geſtellt 
wird. Das oſtpreußiſche Schickſal aber findet ſeinen 
Ausdruck in der allgemeinen Wirtſchaftslage der 
Provinz, und von der letzteren wird man nicht ſprechen können, 
ohne zuvor eingegangen zu ſein auf das, was wir das „Problem Oſt⸗ 
preußen“ nennen. Es iſt allerdings auf der letzten Tagung des Deut⸗ 
ſchen Induſtrie- und Handelstages der eine deutſche Eigentümlichkeit 
ſtark ironifierende bzw. perſiflierende Ausdruck gefallen: „In Deutſch⸗ 
land iſt nichts ſo groß, wie der Amſatz an Problemen.“ Ans Oſt⸗ 
preußen liegt gewiß nichts ferner, als die Zahl der Probleme zu ver⸗ 
mehren, mit denen wir Deutſchen uns beſchäftigen müſſen. Wir 
wiſſen aber, daß zu der großen Zahl von Problemen, vor deren Löſung 
der unſelige Friedensvertrag von Verſailles das deutſche Volk ge⸗ 
ftellt hat, in erſter Linie auch gehört das „Problem Oſtpreußen“. 

Warum Problem? Man ſagt mit Recht, das Mittel, tote 

Formen zu erkennen, ſei das mathematiſche Geſetz, und das Mittel, 
lebendige Formen zu verſtehen, ſei die Analogie, der Vergleich. 
Weder Mathematik noch Analogie können uns aber auch nur einen 
Schritt näher der Löſung jenes Problems führen, welches wir das 
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oſtpreußiſche nennen, weil es hier weder eine lebendige noch eine tote 
Form gibt. Zur Erkenntnis und zum Verſtändnis ſoll vielmehr ge⸗ 
langen ein politiſcher und wirtſchaftlicher Zuſtand, wie er durch 
politiſche Ereigniſſe geſchaffen iſt. 

Sie wiſſen, daß bei der Auswertung ſolcher Ereigniſſe, ſofern ſie 
insbeſondere von Bedeutung waren für die Schickſale ganzer Völker 
und Völkergebiete, namentlich in den ſpäteren Zeiten vielfach ge⸗ 
ſprochen wird von einer ſogenannten geſchichtlichen Entwick⸗ 
lung, die ähnlich wie die Analogie zum Verſtändnis lebendiger 
Formen dient, beitragen ſoll zum Verſtändnis der einzelnen geſchicht⸗ 
lichen Ereigniſſe und ihrer Folgen. Was Oſtpreußen anbetrifft, 
ſo ſteht für die Gegenwart außer Zweifel, daß der zeitige wirtſchaft⸗ 
liche Zuſtand dieſer Provinz eine Folge der geſchichtlichen Ereigniſſe 
von 1914 und nachher iſt. Damit ſteht aber wieder ebenſo feſt, daß 
es ſich hier weder handelt um eine geſchichtliche Entwicklung über⸗ 
haupt, noch auch um eine logiſche geſchichtliche Entwicklung. Mit 
einer ſolchen hat das Problem Oſtpreußen nichts zu tun. 3 

Wie ſehr der Hinweis auf eine zwangsläufige oder gar logiſche 
geſchichtliche Entwicklung hier verfehlt iſt und auch die Anwendung 
der Analogie, d. h. alſo eines Vergleiches, verſagt, ergibt ſich auch 
aus der einwandfreien Feſtſtellung, daß es uns Deutſchen und Oſt⸗ 
preußen nicht einfallen kann, beiſpielsweiſe aus dem nunmehr un⸗ 
beſtreitbaren Aufſtiege Polens und dem ebenſo unbeſtreitbaren Nieder⸗ 
gange Deutſchlands in ſeiner politiſchen, wirtſchaftlichen und völkiſchen 
Bedeutung zu ſchließen auf einen durch die geſchichtliche Entwicklung 
gegebenen Dau erzuſtand. Bei der Unterjuhung aber wiederum 
der Frage, ob wir mit Recht einen ſolchen Schluß von uns weiſen, 
wird unter anderem naturgemäß doch wieder eine gewiſſe Rolle ſpielen 
müſſen der Vergleich. Der Vergleich nämlich mit der objektiveren 
Auffaſſung, welche unbeteiligte andere Staaten über den gegen⸗ 
wärtigen Zuftand und ſeine Beziehungen zu einer logiſchen geſchicht⸗ 
lichen Entwicklung haben. Dieſe Auffaſſung ift uns zweifellos günftig. 
Gerade im Auslande ſind in letzter Zeit immer mehr Stimmen laut 
geworden, welche ſich mit der Feſtlegung der öſtlichen Grenzen Deutſch⸗ 
lands beſchäftigen und dieſe Grenzziehung als auf die Dauer unhalt⸗ 
bar und widerſinnig verurteilen. Doch darf uns das nicht zu einer 
Anterſchätzung der auf der Gegenſeite vorhandenen Kräfte und ebenſo⸗ 
wenig zu einer Aberſchätzung der eigenen Kräfte führen, welche zu 
einer Beſeitigung des tatſächlichen unhaltbaren gegenwärtigen Zu⸗ 
ſtandes bereit ſtehen. Zweifellos iſt jedoch, daß Polen beſtimmt 
nicht ſeit ſeinem Erſtehen an einer Anterſchätzung 
und geringen Bewertung ſeiner eigenen Kräfte ge- 
litten hat, und ſo iſt intereſſant, wie in Polen urſprünglich ſelbſt 
über die Geſtaltung der Ereigniſſe nach dem Kriege gedacht wurde. 
Im Januar 1919 ſchrieb der „Dzennik Nowy“ in Warſchau wörtlich: 

„Die Lage iſt für Polen ſo günſtig, wie ſie die heißblütigſten 
Patrioten in ihren verwegenſten Träumen ſich nicht hätten vor⸗ 
ſtellen können. And doch herrſcht in Polen die Furcht, daß der 
große Gewinn ebenſo ſchnell wieder verloren gehen könne, wie er 
erzielt worden iſt. Denn man iſt ſich deſſen bewußt, daß Polen 


alle ſeine Errungenſchaften nicht der eigenen Kraft, noch einer 
dauerhaften Feſtigung der Grundſätze des Rechtes und der Ge⸗ 
rechtigkeit auf der Welt verdankt, ſondern einer kapriziöſen 
Konjunktur.“ 


So ſtellt ſich das „Problem Oſtpreußen“ in polniſcher Betrach- 
tung! Keine logiſche geſchichtliche Entwicklung, keine Errungenſchaften 
aus eigener Kraft, keine dauerhafte Feſtigung der Grundſätze des 
Rechtes und der Gerechtigkeit auf der Welt, ſondern eine „kapriziöſe 
Konjunktur“. Hierdurch wird tatſächlich das Problem 
Oſtpreußen ſchlagartig beleuchtet. Es war tatſächlich 
mehr als eine kapriziöſe Konjunktur, welche dieſes Problem ſchuf, 
Polen Weſtpreußen, Poſen und Oberſchleſien gab und Oſtpreußen 
vom Mutterlande trennte, und es ergibt ſich hierbei naturgemäß mit 
Notwendigkeit die Frage, ob ein Staat, deſſen Beſtand auf einer 
ſolchen kapriöſen Konjunktur gegründet iſt, in ſeinem Beſtand und in 
ſeinem Wohlergehen geſichert erſcheinen kann. Dieſe Frage wird 
jedoch einſt die Geſchichte beantworten. Heute ſteht lediglich feſt, 
um dennoch eine Analogie, einen Vergleich anzuwenden, — daß 
Preußen — Deutſchland feinen Aufſtieg in keiner Phaſe ſeiner ge⸗ 
ſchichtlichen Entwicklung einer Konjunktur oder gar noch einer kapri⸗ 
ziöſen Konjunktur verdankt hat, ſondern aktiver, poſitiver Mitarbeit 
an der Geſtaltung der Ereigniſſe. Eigenes Blut und Eiſen ſchufen 
ſeinerzeit die Größe Deutſchlands. 


Es dürfte aber durch die vorſtehenden Ausführungen bereits zur 
Genüge, wenn auch kurz, bewieſen ſein, daß — rein äußerlich be⸗ 
trachtet — das Problem Oſtpreußen und ſeine Löſung urſächlich zu⸗ 
ſammenhängt mit dem ſogenannten polniſchen Problem. Es be- 
darf keines beſonderen Hinweiſes darauf, daß die 
kapriziöſe Konjunktur von heute, welcher Polen 
ſeine Entſtehung und Oſtpreußen ſeine Abſchnürung 
vom Reiche verdankt, erſetzt werden kann morgen 
durch eine gleiche Konjunktur, welche andere Ver⸗ 
hältniſſe ſchafft. Immerhin aber liegt in dieſen ein Problem, 
welches einſt gelöſt werden muß, und erfreulicherweiſe hat nicht nur 
im Reiche, ſondern auch im Ausland dieſe Erkenntnis immer mehr 
an Boden gewonnen. Der deutſchen Erörterung über dasſelbe 
iſt jedoch vorauszuſchicken mit aller Entſchiedenheit, daß es ein 
Problem bezüglich der politiſchen Zugehörigkeit 
Oſtpreußens zum Reiche nicht gibt. Dieſe Frage iſt, wenn 
ſie überhaupt jemals zur Erörterung ſtand, ſchon ſeit Jahrhunderten 
gelöſt und ihre Entrollung erfolgte neuerdings erſt gewaltſam 
und ohne Befolgung der Grundſätze des Rechtes und 
der Gerechtigkeit in der Welt durch den Verſailler 
Friedensvertrag. Nach deutſcher Auffaſſung iſt ſie aber auch 
unmittelbar nach ihrer neueſten Aufrollung durch die Volksabſtim⸗ 
mung des owe 1920 jofort wieder, und zwar für immer befeitigt 
worden. Wenn bei uns daher bon einem Problem OjtpreuBen ge- 
ſprochen wird, jo kann das lediglich die Bedeutung haben, daß dar⸗ 
unter berftanden werden die Verhältniſſe, wie ſie das eine Wort 
„Korridor“ andeutet. 


Hierin liegt das äußerliche Problem Oſtpreußens, wie es die 
rein äußerliche Betrachtung der Karte ergibt. Es kann daher 
auch die Löſung des Problems Oſtpreußen in dieſer 
äußerlichen Beziehung nur in der Beſeitigung des 
Korridors liegen. Darüber kann kein Zweifel beſtehen und 
gleichwohl kommen wir mit dieſer Erkenntnis einer tatſächlichen und 
der Provinz nützenden Löſung des Problems Oſtpreußen keinen 
Schritt weiter. Sie iſt gewiß einfach und radikal, und wir können 
und dürfen keinen Zweifel darüber hegen, daß ſie einſt vorgenommen 
werden wird. Sie iſt aber nicht in unſere Hand gegeben und des- 
wegen kann eine ſolche Löſung auch heute nicht zur Erörterung fteben, 
Es kann ſich vielmehr, wenn heute von dem Problem 
Oſtpreußen geſprochen wird, nur handeln um jenen 
Fragenkomplex, welcher die ſchnellſte und möglichſt 
ſofortige Beſeitigung bzw. Paralyſierung der ſich 
für Oſtpreußen aus der Schaffung des Korridors er- 
gebenden nachteiligen wirtſchaftlichen Folgen ent⸗ 
hält. Dieſes Problem, welches ich die innere Seite des Problems 
Oſtpreußen nennen möchte, iſt das z. It. wichtigſte die gründliche 
und ſofortige Beſeitigung bzw. Paralyſierung der 
Nachteile, welche ſich für Oſtpreußen aus der Bil- 
dung des Korridors ergeben. And zwar iſt dieſe ſofortige 
Beſeitigung bzw. Paralyſierung der erwähnten Nachteile aus dem 
ſehr einfachen Grunde gerade für uns Oſtpreußen, aber nicht weniger 
auch für das Reich jo ungeheuer wichtig, weil die längere Wir- 
kung der ſich aus der Schaffung des Korridors für 
Oſtpreußen ergebenden wirtſchaftlichen Folgen eine 
andere, der Beſeitigung des Korridors entſprechende 
ebenſo radikale Löſung des Problems Oſtpreußen 
im Gefolge haben könnte, nämlich den Untergang der 
deutſchen Provinz Oſtpreußen. 


Das iſt die zweite ebenſo radikale äußerliche Löſung des Pro- 
blems, wie ſie naturgemäß von der Gegenſeite gewünſcht wird, und 
deswegen kann tatſächlich für uns die richtige Löſung des 
Problems Oſtpreußen z. Zt., wie erwähnt, nur darin 
liegen, daß jener anderen von der Gegenſeite ge- 
wünſchten radikalen Löſung, d. h. der langſamen, 
aber ſicheren Verelendung der Provinz mit allen 
Mitteln entgegengewirkt wird. Mit Erfolg wird aber 
eine ſolche Gegenwirkung von uns nur vorgenommen werden können, 
wenn die wirtſchaftlichen Folgen der Schaffung des Korridors und 
ihre Dauerwirkung von uns klar erkannt werden. 


Wie ſteht es aber mit dieſer Erkenntnis? Sind tatſächlich die 
wirtſchaftlichen Folgen der Schaffung des Korridors für die Provinz 
Oſtpreußen, ſei es von uns ſelbſt, ſei es von unſeren Stammesbrüdern 
im Reiche, in ihrer ganzen Bedeutſamkeit und in ihrem ganzen Am⸗ 
fange erkannt worden? Ich möchte doch von mir aus dieſe Frage 
verneinen, und hierbei zunächſt Bezug nehmen auf die Gedanken⸗ 
loſigkeit, mit der wir uns daran gewöhnt haben, das Wort „Korridor“ 
zu gebrauchen. Können wir mit Recht das Gebilde, das zwiſchen uns 
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und dem Reiche liegt, als Korridor bezeichnen? Ich glaube das nicht, 
denn während es ſich bei einem Korridor um einen Begriff handelt, 
der etwas verbindet, iſt das, was zwiſchen uns und dem Reiche liegt, 
etwas entſchieden Trennendes. Wir können dieſen ſogenannten Korri- 
dor nicht betreten. Wir durchfahren das Gebiet, das man ſich ge⸗ 
wöhnt hat, durchaus fälſchlicherweiſe, als Korridor zu bezeichnen, 
in verſchloſſenen Wagen, gewiſſermaßen als Gefangene in unſeren 
eigenen Zügen, und wenn wir uns auch mit der Zeit an dieſen un⸗ 
glaublichen Zuſtand gewöhnt haben, ſo iſt er doch ſo etwas Außer⸗ 
gewöhnliches, daß es ſich gerade auch dem Auslande gegenüber in 
jeder RES verlobnt, immer wieder auf ibn, der jeines: 
gleichen in der Geſchichte der Völker nicht hat, bin- 
zuweiſen. Es iſt alſo kein Korridor, der zwiſchen uns und 
dem Reiche liegt, denn wir können ihn nicht betreten. Er ver: 
bindet nicht etwas Getrenntes, ſondern er trennt 
etwas Verbundenes. Was zwiſchen uns und dem Reiche liegt, 
ijt — und ich fürchte, daß es auch von uns Oſtpreußen vielfach wenig 
erkannt iſt — etwas ſo abſolut wirtſchaftlich Trennendes, daß es 
weit ungünſtiger wirkt, wie ein Meer. Wäre das 
Korridorgebiet ein Meer, ſo wäre das in wirtſchaft⸗ 
licher Beziehung für uns in unendlichem Maße viel 
günſtiger, wie der jetzige Zuſtand. Sie können ſich denken, 
daß die Weſtgrenze Oſtpreußens anſtoßend an ein Meer der wirt⸗ 
ſchaftlichen Entwicklung der Provinz eine Menge ſchwerwiegender 
wirtſchaftlicher Anregungen bieten würde. Man hat jedoch nicht ein 
Meer zwiſchen uns und das Reich gelegt, ſondern ein Gebiet, das 
zur Zeit für die Provinz Oſtpreußen auch nicht die geringſte wirt⸗ 
ſchaftliche Bedeutung hat, ein Gebiet, das in wirtſchaftlicher Bes 
ziehung völlig tot iſt. Inſofern wirkt dieſes Gebiet nicht wie ein 
Meer, jondern wie eine Wüſte. Ueber fie führt keine Brücke, von 
welcher doch immerhin ein Abſtieg zu beiden Seiten möglich wäre, 
über ſie führt zza rol ein zu beiden Seiten nur für uns ver⸗ 
gitterter Weg, welcher jederzeit beim Eintreten von Verwicklungen 
irgendwelcher Art von der Gegenſeite geſperrt werden kann. Darin 
liegt gerade die ungeheure, m. E. noch nicht in ihrem 
ganzen Ausmaße erkannte Tragik in wirtſchaftlicher 
und weiterer Beziehung für die Proving Oſtpreußen. 
Keine andere Provinz des Reiches, auch nicht Ober⸗ 
ſchleſien, hat ähnliche Verhältniſſe aufzuweiſen. 
Alle übrigen deutſchen Provinzen ſind feſt verbunden mit dem Reiche 
und auch für Oberſchleſien beſteht auf ſeiner einen Seite eine Ver⸗ 
bindung. Dagegen liegt Oſtpreußen völlig abgetrennt von dem 
Mutterlande, rings umgeben von zum Teil wirtſchaftlich völlig toten 
Nachbargebieten. . 5 

Die ganze Bedeutſamkeit dieſer Tatſache in wirtſchaftlicher Be⸗ 
ziehung und der ganze ungeheure Nachteil dieſer Verhältniſſe für 
unſere Provinz tritt beſonders deutlich zutage, wenn wir uns ver⸗ 
gegenwärtigen, was dieſes zwiſchen uns und dem Reiche liegende 
Gebiet früher gerade für Oſtpreußen bedeutete. Was wir fälſch⸗ 
lich als „Korridor“ bezeichnen, iſt kein ſchmales und 
auch nur annähernd korridorähnliches Gebiet, fon= 
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dern es handelt fid in Wahrheit um zwei ehemals 
blühende deutſche Provinzen, welche wir abgetreten 
baben und mit denen Oſtpreußen ſeit ſehr vielen 
Jahren durch die engſten wirtſchaftlichen und ful- 
turellen Bande verbunden war. Dieſe Bande ſind durch 
den Abergang dieſer Gebiete in polniſche Hand völlig unvermittelt 
zerriſſen, und für die Provinz Oſtpreußen ſind ſo unmittelbar vor 
ihren Toren liegende, beſonders wichtige Abſatz⸗ und Bezugsgebiete 
mit den Provinzen Weſtpreußen und Poſen verloren gegangen. Die 
Wirkung dieſes Verluſtes auf die oſtpreußiſche Wirt- 
ſchaft ſchildern heißt, Ihnen die heutige allgemeine 
Wirtſchaftslage der Provinz mit aller Deutlichkeit 
vor Augen führen. Wenn geſagt wird, eine ſolche umfaſſende 
Schilderung der heutigen Wirtſchaftslage Oſtpreußens in der Sffent- 
lichkeit hat bisher zu wünſchen übrig gelaſſen, ſo muß demgegenüber 
mit aller Offenheit darauf hingewieſen werden, daß bedauer⸗ 
licherweiſe die Verhältniſſe bereits jo weit gediehen 
ſind, daß die Wirtſchaft der Provinz Oſtpreußen von 
einer wahrheitsgetreuen Schilderung ihrer gegen- 
wärtigen Lage in der Sffentlichkeit eine Schädigung 
namentlich auf dem Gebiete des Kredites befürchten 
muß, ganz abgeſehen von gewiſſen politiſchen Rück- 
wirkungen auf den unzuverläſſigen polniſchen Nach- 
bar n. Ich glaube nicht, daß etwas erſchütternder wirken kann, wie 
dieſe Erkenntnis. 


Naturgemäß hat der Verluſt der nahegelegenen weſtpreußiſchen 
und poſenſchen Abſatzgebiete, der Verluſt des Memelgebiets und die 
bewußte Abſchnürung von dem ruſſiſchen Nachbarn überhaupt eine 
völlige Verſchiebung der Grundlagen der oſtpreußi⸗ 
ſchen Wirtſchaft herbeigeführt. Insbeſondere iſt Oſtpreußen 
ſeither belaſtet mit einem jährlich ungeheuren Frachtentribut, der ſich 
naturgemäß um ſo nachteiliger auswirken muß, weil ſich die Ent⸗ 
wicklung der oſtpreußiſchen Wirtſchaft nunmehr im großen und ganzen 
auf dem ſo ſehr beſchränkten oſtpreußiſchen Wirtſchaftsgebiete ſelbſt 
vollziehen muß. 


Des weiteren aber iſt Oſtpreußens Wirtſchaft belaſtet mit der 
Anſicherheit des Warenbezuges und Verſandes nach und von Oſt⸗ 
preußen. Wenn auch der Friedensvertrag Polen eine ungehinderte 
Durchfuhr deutſcher Waren durch das Korridorgebiet vorſchreibt, 
ſo iſt doch hiervon ausgenommen Kriegsmaterial, und wir wiſſen aus 
den Erfahrungen des Krieges, daß nahezu alles heute als Kriegs- 
material betrachtet und behandelt werden kann. Nicht nur Kohlen, 
Zement und ſonſtige Bauſtoffe, ſondern auch Getreide, Nahrungs⸗ 
mittel und Bekleidungsſtücke können von Polen im Falle kriegeriſcher 
Verwicklung als Kriegsmaterial betrachtet und im Korridor beſchlag⸗ 
nahmt werden. 

Gas bedarf keiner beſonderen Erwähnung, daß dieſe Anſicherheit 
des Warenbezuges und »verſandes die oſtpreußiſche Wirtſchaft ſtark 
belaſtet. Im Zuſammenhange mit der unleugbaren Amklammerung 
Oſtpreußens durch einen wenig zuverläſſigen und unberechenbaren 
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Nachbarn ijt leider auch heute noch im Reiche der Gedanke, daß es 
ſich bei Oſtpreußen um politiſch ſtark gefährdetes Gebiet handele, weit 
verbreitet. Die Rückwirkung insbeſondere auf den Kredit ergibt ſich 
von ſelbſt. Sie werden nachher hören, in welchem Amfange gerade 
die für die Provinz Oſtpreußen gegebenen, beſonders nachteiligen 
Kreditperhältniſſe insbeſondere zu der fortſchreitenden Verſchuldung 
der oſtpreußiſchen Wirtſchaft beigetragen haben. Das Fort- 
ſchreiten dieſer Verſchuldung ergibt ſich bei allen 
oſtpreußiſchen Wirtſchaftszweigen, wie insbejon= 
dere bei der Landwirtſchaft und bei der Induſtrie in 
einem Maße, wie es in anderen Provinzen des Rei⸗ 
ches nicht beobachtet werden konnte. So hat auch gerade 
die letzte Reichsbankdiskonterhöhung naturgemäß auf die an ſich ſchon 
geſchwächte oſtpreußiſche Wirtſchaft eine ganz andere Auswirkung, 
wie im übrigen Reiche. E 

Man könnte einwenden, daß der in Ausſicht ſtehende Abſchluß 
des Handelsvertrages mit Polen geeignet iſt, eine Anderung der 
heutigen Verhältniſſe herbeizuführen. Doch fürchte ich, daß 
ſich gerade auch in den Beſtimmungen eines künf⸗ 
tigen deutſch-polniſchen Handelsvertrages die ganze 
Tragik des oſtpreußiſchen Schickſals offenbaren kann. 
Die ſtark aufſtrebende Induſtrie der früheren deutſchen Provinz Weſt⸗ 
preußen iſt nach ihrem Abergange in polniſche Hand nicht mehr in 
der Lage, dem oſtpreußiſchen Abſatz die gleiche Anregung zu geben, 
wie früher. Dagegen beſteht die ungeheure Gefahr, daß gerade jene 
Erzeugniſſe, auf deren Abſatz Oſtpreußen mehr oder weniger an⸗ 
gewieſen iſt, Getreide, Holz und Vieh, polniſcherſeits auf dem Wege 
über einen deutſch⸗polniſchen Handelsvertrag nach Deutſchland zur 
Einfuhr gelangen werden. 

Eine Betrachtung aller dieſer Verhältniſſe ergibt eine erkenn⸗ 
bare fortſchreitende Verkümmerung unſerer oſtpreußi⸗ 
ſchen Wirtſchaft. Sie tritt bei allen Wirtſchaftszweigen mehr 
oder weniger in die Erſcheinung und äußert ſich nicht nur in einer 
deutlich wahrnehmbaren Lähmung des Anternehmertums, ſondern 
ganz allein allgemein auch in einer Verkürzung des Aktionsradius der 
einzelnen Wirtſchaftszweige. So ergibt ſich insbeſondere aus den 
für die oſtpreußiſche Landwirtſchaft getroffenen Feſtſtellungen 
ein ſtändig fühlbarerer Abergang von der intenſiven 
zur extenſiven Wirtſchaft, ein gefahrdrohender Rückgang 
der Rentabilität, der ſich in der allernächſten Zeit zweifellos 
für ſehr viele landwirtſchaftliche Betriebe zu einer Kataſtrophe aus- 
löſen muß. 

In der In duſtrie haben die für Oſtpreußen gegebenen Ver⸗ 
hältniſſe eine ſo erhebliche Verſchlechterung der Wirtſchaftslage ge⸗ 
geben, daß auch hier Anlaß zu der größten Beſorgnis gegeben iſt. 
In allen Zweigen der oſtpreußiſchen Induſtrie iſt ein verhältnismäßig 
ſtarker Rückgang der Beſchäftigung zu verzeichnen. In der Säge⸗ 
werksinduſtrie konnte (rob der Verarbeitung bodenjtändigen Materials 
auch nicht annähernd die Beſchäftigung der Vorkriegszeit erreicht 
werden. Die Verringerung des Einſchlages oſtpreußiſcher Forſten 
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bat die oſtpreußiſche Sägewerksinduſtrie vor die Notwendigkeit der 
Einfuhr polniſchen Rundholzes und ihre Entwicklung hiermit mehr 
oder weniger auf die Grundlage des Zufalles geſtellt. 

Die oſtpreußiſche Landmaſchineninduſtrie leidet unter den un⸗ 
günſtigen Verhältniſſen, wie ſie bei der Landwirtſchaft bedauerlicher⸗ 
weile feſtgeſtellt werden müſſen, und wenn auch in der Ziegelinduſtrie 
die diesjährige Beſchäftigung wegen der Belebung der Bautätigkeit 
in dieſem Jahre etwas größer geweſen iſt, ſo iſt auch hier die Be⸗ 
Iódltigung gegenüber dem Frieden in ganz erheblichem Maße ge= 

nger. 

Alle Induſtriezweige aber ſehen mit Schrecken der kommenden 
Abnutzung ihrer Werke entgegen und der vorliegenden Unmöglichkeit, 
eine Erneuerung der Maſchinen uſw. vorzunehmen. 

So iſt die geſamte oſtpreußiſche Wirtſchaft vor Fragen geſtellt, 
die für ihren Beſtand von entſcheidender Bedeutung ſind. Dabei 
wird es ſich aber weiter nicht nur um den Beſtand der oſt⸗ 
preußiſchen Wirtſchaft, ſondern auch um den Beſtand 
der Provinz ſelbſt handeln müſſen. Es kann keinem 
Zweifel unterliegen, daß die Wirtſchaft der Provinz das 
Rückgrat bildet für ihre Zuſammengehörigkeit mit 
dem Reiche. Wird das wirtſchaftliche Rückgrat Oſtpreußens ge⸗ 
brochen, ſo wird damit auch ihre politiſche Widerſtandsfähigkeit be⸗ 
ſeitigt. Es hieße, unſere Pflicht in gröblichem Maße verletzen, wenn 
wir nicht in dieſer Situation den Staat immer wieder und bei jeder 
ſich bietender Gelegenheit auf die Notwendigkeit hinwieſen, Maß⸗ 
nahmen zu treffen, welche geeignet ſind, die Wirtſchaft und damit 
auch die politiſche Widerſtandsfähigkeit Oſtpreußens zu ſtärken. Es 
ſollte überdies allen Kennern der Verhältniſſe und allen denen, die 
es angeht, nicht verborgen geblieben ſein, daß eine Selbſthilfe der 
Provinz, zumal nach den Stürmen der Inflation, mit allen ihren 
Kapitalverluſten und nach der völligen Amwälzung aller Daſeins⸗ 
vorausſetzungen für die oſtpreußiſche Wirtſchaft ausgeſchloſſen er⸗ 
ſcheinen muß. Der weiter fortgeſetzte Verſuch einer 
ſolchen Selbſthilfe muß die Provinz langſam, aber 
licher jener zweiten von mir erwähnten radikalen 
Löſung des Problems Oſtpreußen entgegenführen 
und Reich und Staat, insbeſondere aber uns, reſt⸗ 
los um die Früchte der oſt⸗ und weſtpreußiſchen Ab⸗ 
ſtimmung bringen. Oſtpreußen will teilnehmen nicht nur an 
der wirtſchaftlichen Entwicklung des Reiches, ſondern auch wenig⸗ 
ſtens einigermaßen Schritt halten mit derſelben. Ein Wieder⸗ 
auſſtieg Deutſchlands darf keinen Schatten werfen auf einen Teil des 
Reiches und die Entwicklung dieſer Provinz darf ſich nicht im Schatten 
vollziehen. Wenn in einer Provinz der unverwüſtliche Glaube an 
deutſche Beſtimmung und an den Wiederaufſtieg Deutſchlands vor⸗ 
handen iſt, ſo iſt das in Oſtpreußen der Fall, und ich glaube allerdings, 
daß dieſes Vertrauen Oſtpreußens durch ein wenigſtens gleiches Ver⸗ 
trauen des Reiches erwidert werden muß. Demgegenüber haben wir 
mit Bedauern fejtitellen müſſen, daß aus dem Oſtpreußenprogramm 
geworden iſt ein Oſtprogramm und aus dem Oſtprogramm ein Grenz⸗ 
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programm. Auf der einen Seite konnten von unſerer Provinz die 
unverkennbaren Beſtrebungen des Reiches und des Staates, Oft- 
preußen zu helfen, mit beſonderem Dank begrüßt werden. Auf der 
anderen Seite ergab fic) aber für Oſtpreußen Die bedauerliche Be— 
trachtung, daß andere Provinzen von Reich und Staat 
die gleichen Maßnahmen forderten, wie jie für Oft- 
preußen vorgeſehen waren. Sogar Bayern und Sachſen 
wollten teilnehmen an der gleichen Fürſorge des Reiches für Oft- 
preußen, obwohl, wie nochmals mit allem Nachdruck feſtzuſtellen iſt, 
für keine andere Provinz des Reiches die gleichen ungünſtigen Ver⸗ 
hältniſſe gegeben ſind, wie gerade für Oſtpreußen. Mit beſonderer 
Freude konnten wir daher die in letzter Zeit erfolgte Kundgebung des 
Weſtens gegenüber Oſtpreußen begrüßen, und wir können nur hoffen, 
daß auch in den anderen Teilen des Reiches die Erkenntnis von der 
Notwendigkeit einer alsbaldigen und beſonderen Fürſorge des Reiches 
bzw. des Staates für Oſtpreußen wächſt. Mögen Einſicht und ſtaats⸗ 
männiſche Klugheit bald den Weg der Tat finden, der den oſtpreußi⸗ 
ſchen Forderungen gerecht wird. Die Erhebung dieſer Forderungen 
durch Oſtpreußen hat nichts zu tun mit dem in der heutigen Zeit ſo 
beliebten und immer etwas anrüchigen Rufe nach Staatshilfe. Mit 
Bezug auf die Provinz Oſtpreußen ergibt ſich vielmehr die klare und 
einfache Erwägung, daß jeder Pfennig, der in dieſe Provinz auf lange 
Sicht geſteckt wird, reichlich Zinſen und Zinſeszinſen tragen wird, 
während jedes Zögern mit baldigen und wirklich einſchneidenden 
Maßnahmen einſt zu der Aufmachung einer Verluſtbilanz führen 
muß. Reich und Staat wollen wir daher auch heute entgegenrufen 
die Worte Spenglers: 


„Nur Tatkraft beſiegt das Geſchick, 
Bei Gleichmut ſchreitet es über uns fort.“ 


SS + 
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Oſtpreußens Verhältnis zu den Nachbarſtaaten. 


Von 
Syndikus Dr. Krantz, Tilfit. 


Die vorgeſchobene Lage Oſtpreußens bringt es mit ſich, daß die 
Entfaltung der wirtſchaftlichen Kräfte der Provinz ſtets weſentlich 
von der Geſtaltung der Beziehungen zu dem oder den öſtlichen Nach- 
barn abhängt. Vor dem Kriege ſtanden wir in regen wirtſchaftlichen 
Beziehungen mit Rußland, bezogen von ihm wichtige Rohſtoffe und 
hatten regen Abſatz dorthin. In den baltiſchen Provinzen war eine 
ſtarke deutſchſtämmige Oberſchicht anſäſſig, die auch unter ruſſiſcher 
Herrſchaft deutſche Kultur pflegen und ſich wirtſchaftlich rege be⸗ 
tätigen konnte. Es iſt uns deshalb nie in den Sinn gekommen, den 
Krieg mit Rußland herbeizuwünſchen um irgend welcher wirtſchaft⸗ 
licher Ziele wegen. 

Der Ausgang des Krieges hatte eine rückläufige Völkerwande⸗ 
rung zur Folge. In nunmehr faſt zehn Jahren hat das deutſche Volk, 
hat deutſche Art und Kultur gewaltige Gebiete unter dem Zwang der 
Verhältniſſe räumen müſſen. Welle auf Welle iſt zurückgeflutet, und 
gerade in dieſen Monaten endet abermals ein Abſchnitt dieſer Epoche. 
Die rückläufige Bewegung begann mit der Räumung des Baltikums. 
Nicht nur die deutſchen Verwaltungen und deutſchen Truppen, ſondern 
auch große Teile der Jahrhunderte hindurch dort anſäſſigen deutſchen 
Bevölkerung verließen ihre alte Heimat und ſuchten in Oſtpreußen 
oder im übrigen Deutſchen Reich eine Zufluchtsſtätte. Viele wandten 
ſich nach dem Memelgebiet. Aber auch dieſes kerndeutſche Gebiet 
ging im Frühjahr 1923 an Litauen verloren. Deutſches Beamtentum 
wurde alsbald dort planmäßig verdrängt und durch fremdſtämmige 
großlitauiſche Leute erſetzt. Die deutſche Bevölkerung wurde ipso jure 
zu Litauern geſtempelt. Wer ſich ſeine deutſche Staatsangehörigkeit 
erhalten wollte, konnte zwar für Deutſchland optieren, mußte jedoch 
der Heimat Lebewohl ſagen. In vier Monaten, am 31. März 1928, 
läuft die Friſt ab, bis zu welcher die letzten Optanten das Memel 
gebiet verlaſſen haben müſſen. 

Gleichzeitig aber brach fremdes, ſlawiſches Volk von Südoſten 
her in deutſches Land ein. Poſen und Weſtpreußen, ja, ſelbſt ein 
Stück von Oſtpreußen — Soldau — wurde polniſches Hoheitsgebiet. 
Die Tatſache des ſtaatsrechtlichen Verluſtes dieſer Gebiete war für 
Oſtpreußen natürlich von kataſtrophaler Wirkung. Sie wäre aber 
vielleicht noch eher erträglich geweſen, wenn nicht Polen fic) gleich- 
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falls in zielbewußter und rückſichtsloſer Weiſe die Verdrängung der 
deutſchen Bevölkerung und die Poloniſierung der Gebiete zum Ziel 
geſetzt hätte. So brandete die polniſche Welle plötzlich über deutſches 
Gebiet bis an die Oſtſee und machte aus Oſtpreußen eine deutſche 
Inſel inmitten fremden Volkes. Und Polen machte kein Hehl daraus, 
daß es Oſtpreußen gleichfalls entdeutſchen und ſich einverleiben wolle. 
Dazu hat es ſich das Ziel geſetzt, unſere abgeſchnürte Heimatprovinz 
zunächſt wirtſchaftlich zu erdroſſeln. Wir wiſſen und danken es der 
Regierung, daß fie dieſem Vorgang in erhöhtem Maße ihre Auf- 
merkſamkeit zuwendet und Gegenmaßnahmen nach ihren Kräften zu 
treffen bereit iſt. Das iſt aber auch unbedingt erforderlich. 


Wenn es nun auch äußerlich vielleicht zunächſt zu einer gewiſſen 
Konſolidierung der Verhältniſſe kommt, ſo vollzieht ſich unmerklich 
und ohne Veränderung der politiſchen Grenzen nämlich noch ein 
weiterer Vorgang auf dem Gebiete der Völkerbewegung. Das iſt die 
freiwillige Abwanderung deutſcher Elemente aus Oſtpreußen nach 
dem Deutſchen Reiche. Die Gründe hierfür ſind wohl vor allem in 
den beſſeren Lebensbedingungen zu ſuchen, die die mittel- und weſt⸗ 
deutſchen Gebiete zu bieten vermögen, wie beiſpielsweiſe höhere 
Löhne, größere Verdienſtmöglichkeiten, Anregungen uſw. Auch der 
Zug vom Lande in die Stadt ſpielt dabei ſicherlich eine Rolle. Man 
muß rechnen, daß jährlich etwa 15 000 arbeitsfähige Perſonen aus 
Oſtpreußen abwandern. Das iſt bei einem Geburtenüberſchuß Oſt⸗ 
preußens von 28 000 doch zweifellos eine ie ear Zahl. Man 
kann wohl annehmen, daß der Geburtenüberſchuß durch die Ab⸗ 
wanderung ſo gut wie aufgehoben wird. Daß Oſtpreußen dabei dem 
deutſchen Vaterlande wertvollſtes, zumeiſt junges und gut vorgebildetes 
Menſchenmaterial liefert und ſchon um deſſentwillen Anſpruch auf 
Gegenleiſtungen des übrigen Deutſchen Reiches erheben darf, ſei hier 
nur nebenbei erwähnt. 


Dieſe Abwanderung iſt um ſo bedenklicher, als Oſtpreußen an 
Staaten grenzt, die ſich eines ſtändigen erheblichen Geburtenüber⸗ 
ſchuſſes erfreuen. Wenn Oſtpreußen ſelbſt auch noch einen gewiſſen 
Geburtenüberſchuß aufweiſt, jo wird eine Zunahme der deutſchen Be- 
völkerung durch die Abwanderung doch in Frage geſtellt. Dabei iſt 
weiter zu bedenken, daß Oſtpreußens Bevölkerungsdichte bei⸗ 
Ipielsweile hinter derjenigen Polens ſchon jetzt nicht unerheblich 
zurückſteht. Kommen doch in Oſtpreußen nur 61 Einwohner auf den 
Quadratkilometer, während in Polen deren 70 darauf entfallen. 
Litauen allerdings zählt nur 38, wenn man das Memelgebiet nicht 
berückſichtigt. And bei dem Vergleiche mit Polen ijt auch zu Gunſten 
Oſtpreußens zu beachten, daß die Struktur Oſtpreußens geſünder iſt, 
denn die Verteilung innerhalb Oſtpreußens iſt gleichmäßiger, während 
in Polen das flache Land bevölkerungsarm iſt, die Bevölkerung ſich 
dagegen in Großſtädten eng zuſammenballt. Immerhin offenbart ſich 
auch in dieſen Zahlen der polniſche Expanſionsdrang, und daß der 
Pole gerade nach deutſchem Gebiet ſchielt, kann nicht weiter wunder⸗ 
nehmen, da er jetzt, nachdem er Poſen und Weſtpreußen verſchluckt 
o er fl. beiten zu beurteilen verſteht, was altes deutſches Kultur 
and wert iſt. 
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Wenn ich mich nun der Frage zuwende, was deutſcherſeits zu 
tun iſt, um den daraus drohenden Gefahren zu begegnen, ſo muß 
ich mir hierbei eine gewiſſe Beſchränkung auferlegen, da ich nur für 
den Grenzkammerverband ſpreche. Immerhin, wenn das getan wird, 
was der ganzen oſtpreußiſchen Wirtſchaft frommt und dienlich iſt, 
ſo wird das auch den Wünſchen unſeres Verbandes und den Inter⸗ 
eſſen der von uns vertretenen Berufskreiſe entſprechen. Gewiß iſt 
die Landwirtſchaft der wichtigſte Faktor im wirtſchaftlichen Leben Oſt⸗ 
preußens. Auch ſie hr aber in der Fähigkeit, deutſche Elemente auf- 
zunehmen und zu beſchäftigen, nicht unbegrenzt, zumal Oſtpreußen 
durchaus nicht das Land des Großgrundbeſitzes it, für das es im 
allgemeinen gehalten wird. Dagegen bieten Handel und Induſtrie 
noch Entwicklungs- und Beſchäftigungsmöglichkeiten, namentlich bei 
einer Erweiterung der Geſchäftsbeziehungen nach dem Oſten. Daher 
iſt % wichtig, auch dieſen Erwerbszweigen zu helfen und ihre Exiſtenz 
zu ſchützen. 

Wir ſind deshalb intereſſiert nicht nur an geregelten Beziehungen 
zu unſeren unmittelbaren Nachbarn Litauen und Polen, ſondern auch 
zu den anderen Randftaaten und zu Rußland. Was dieſe anbetrifft, 
ſo will ich mich jedoch auf die allgemeine Bemerkung beſchränken, daß 
der europäiſche Oſten ſeit ſeiner Balkaniſierung nicht fähig iſt, ſich 
am Welthandel maßgebend zu beteiligen und mit geſchloſſenen Wirt⸗ 
ſchaftsgebieten, wie Amerika, Groß⸗Britannien und ſeinem Kolonial⸗ 
reich und den anderen Weltreichen in Wettbewerb zu treten. Darunter 
leidet naturgemäß Oſtpreußen am meiſten von den deutſchen Ge- 
bieten. Das war ja auch der Zweck der Bildung der Randſtaaten. 
Sie ſollten uns von Rußland trennen; ſie ſollten hindern, daß wir 
mit ihm ein großes geſchloſſenes Wirtſchaftsgebiet bildeten. Dieſe 
Hinderniſſe, die durch die zahlreichen politiſchen und Zollgrenzen, die 
verſchiedenen Wirtihafts- und Währungsſyſteme bereitet werden, 
müſſen wieder beſeitigt werden. Es iſt unſer Anglück, daß all den 
Staaten, die zum Teil nur als Zwergſtaaten anzusprechen find, 
Hoheitsrechte, wie Münz-, Zoll-, Steuerhoheit zuſtehen, die heute 
nur noch ſolchen Staaten zukommen ſollten, die Weltpolitik treiben 
können. Auch iſt damit ein ſtändiger Brandherd geſchaffen. Litauen 
befindet ſich in Kriegszuſtand mit Polen, es gärt hier wie dort, es 
gärt in Lettland. Wenn nun die Hinderniſſe nicht radikal beſeitigt 
werden können, ſo müſſen ſie durch Verſtändigung auf ein Mindeſt⸗ 
maß beſchränkt und ſo wenig wie möglich fühlbar gemacht werden. 
Kann man die Grenzen nicht aufheben, ſo kann man ſie doch mehr 
oder weniger „unintereſſant“ machen. Deshalb ſind auch wir an der 
Frage, ob, um ein Beiſpiel zu nehmen, zwiſchen Eſtland und Lett⸗ 
land eine Zollunion zuſtande kommt, intereſſiert. Daher geht unſere 
dringende Forderung an die Regierung dahin, daß ſie das Ihre dazu 
tun möge, um den Weg nach dem Oſten frei zu machen. Wir wiſſen 
wohl, daß der Weg ſteil und mit Konferenzen und Kompromiſſen 
gepflaſtert ijt. Er muß aber gegangen werden. Natürlich verlangen 
wir nicht eine Verſtändigung mit den einzelnen Staaten um jeden 
Preis. Damit würde häufig das Gegenteil erreicht werden. Für 
und wider muß in jedem Falle genau abgewogen werden. Die 
Hauptſache iſt aber, daß das Ziel nicht vergeſſen wird. Leider ſcheint 
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es manchmal, als ob das der Fall fei; jo namentlich, wenn über ein- 
zelne Gebiete und Sonderfragen von den beteiligten Verwaltungen 
allein und ſelbſtändig verhandelt wird. 


Was nun unſer Verhältnis zu Polen und Litauen anbetrifft, 
jo will ich mich hier auch nicht in Einzelheiten verlieren. Anſer Ver⸗ 
hältnis zu Polen iſt von Profeſſor Beckmann, Bonn, bekanntlich 
treffend dahin charakteriſiert worden: „Oſtpreußen oder Polen.“ 
Man kann es auch ſo ausdrücken: „Polen iſt näher an Berlin als 
Oſtpreußen.“ Gerade Polen gegenüber kommt es daher nicht darauf 
an, um jeden Preis zu einem Abkommen zu gelangen. Lebensinter= 
eſſen unſerer Provinz müſſen unbedingt dabei gewahrt bleiben. Ins⸗ 
beſondere dürfen durch die Einfuhr von Getreide, Kartoffeln und 
Schweinen aus Polen nicht Lebensintereſſen unſerer Landwirtſchaft, 
durch die Einfuhr von Schnittmaterial nicht Lebensintereſſen unſerer 
Sägewerksinduſtrie verletzt werden. Polniſche Anmaßungen, wie die 
Drohung, die Ausfuhr von Rundholz weiter zu erſchweren oder über⸗ 
haupt zu verbieten, ſind dabei nicht zu ernſt zu nehmen. Die Re⸗ 
gierung wird auch gut tun, ſich nachdrücklichſt dagegen zu verwahren, 
daß ſie zu Verhandlungen und Zugeſtändniſſen etwa deshalb bereit 
ſei, weil ſie unter dem Druck der polniſchen Maximalzollverordnung 
ſtehe, die vom 26. Dezember ab eine Erhöhung der polniſchen Ein⸗ 
fuhrzölle vorſieht, wenn bis dahin kein Handelsvertrag zuſtande ge⸗ 
kommen ſein ſollte. Sollte Polen ſich etwa dieſem Glauben hin⸗ 
geben, ſo wäre es richtiger, Gegenmaßnahmen zu treffen, als den 
Weg der Verhandlungen zu beſchreiten. Polen hat großes Inter- 
eſſe am Abſchluß eines Handelsvertrages. Seine Wirtſchaftslage 
charakteriſiert ſich dahin: Teuerung, ſtarke Arbeitsloſigkeit, ſtändige 
Junahme der arbeitſuchenden Bevölkerung, Abhängigkeit der Kredit⸗ 
verhältniſſe und Kreditwürdigkeiten von dem Abſchluß eines Handels⸗ 
vertrages mit Deutſchland. Trotz des Zollkrieges betrug der Anteil 
des Deutſchen Reiches an der Einfuhr von Polen und Danzig im 
Fahre 1926: 23,7 %, an der Ausfuhr 25,4%. Was ſpielt dagegen 
Polen im Wirtſchaftsleben Deutſchlands für eine Rolle? Es war 
mit 2,8 an der Geſamteinfuhr und mit 2,0 % an der Geſamtaus⸗ 
fuhr Deutſchlands im Jahre 1926 beteiligt. Danach iſt unſer deut⸗ 
ſches Intereſſe am Abſchluß eines Handelsvertrages ein Zehntel des 
polniſchen. Aber es iſt dabei zu erwägen, nicht ſo ſehr, was das 
deutſche, ſondern was das oſtpreußiſche Intereſſe erfordert. Denn 
das iſt hier letzten Endes das wahre Intereſſe des Deutſchtums. 

Immer iſt zu bedenken, daß Polen die ausgeſprochene Abſicht 
verfolgt, Oſtpreußen wirtſchaftlich lahm zu legen. Deshalb ijt es 
bemüht, den Verkehr im Korridorgebiet aus der Richtung von Oſten 
nach Weſten in die Nord-Süd ⸗Richtung zu lenken. Deshalb iſt es 
beſtrebt, auch die letzten Beziehungen Oſtpreußens zum Korridor⸗ 
gebiet zu unterbinden und die alte Kulturgemeinſchaft zu zerreißen. 
Nur deshalb verweigert und verteuert es den im Korridorgebiet 
wohnenden Deutſchen den Beſuch Deutſchlands. Es arbeitet mit 
vielen, auch kleinen Mitteln, die jedoch in ihrer Geſamtheit für Oſt⸗ 
preußen etwas ausmachen. Hier heißt es, über der Kleinarbeit nicht 
zu verzagen. Viele kleine Dinge machen ein Großes. Um das Deutſch⸗ 
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tum geht es, wenn oſtpreußiſche Intereſſen verfochten werden müſſen. 
Hierzu darf ich auf folgendes hinweiſen: 


1. Polen hat bis heute noch nicht den Fernſprechverkehr von 
Oſtpreußen nach dem Korridorgebiet freigegeben, obwohl Leitungen, 
jedenfalls doch die Bahnleitungen vorhanden ſind, und obwohl Fern⸗ 
ſprechverbindungen zwiſchen dem Korridor und zahlreichen Ortſchaften 
im übrigen Deutſchen Reiche längſt beſtehen. Zwar ſollen neue Polen 
ſprechleitungen im nächſten Jahre gebaut werden. Aber dieſe follen 
nach Wilna und Bialyſtok, nicht nach dem abgetretenen Gebiet führen. 
Hier muß nachdrücklichſt auf ſchleunige Aufnahme auch dieſes Fern⸗ 
ſprechverkehrs gedrungen und nötigenfalls der Bau von Leitungen 
auch nach dem Korridor durchgeſetzt werden. Es hat den Anſchein, 
als ob auch hier deshalb nichts erreicht worden iſt, weil die Ver⸗ 
handlungen nicht einheitlich geführt worden ſind. 


2. Auch auf dem Gebiet des Eiſenbahnweſens hat es den An⸗ 
ſchein, als ob die Vertretung unſerer Intereſſen unter der Zerſplitte⸗ 
rung der Verhandlungen leidet. In dem Pariſer Eiſenbahnabkommen 
von 1921 ſehen weite Kreiſe eine weſentliche Verſchlechterung der 
Beſtimmungen über den Korridorverkehr gegenüber den Zuſiche⸗ 
rungen des Friedensvertrages, und ſie verſtehen nicht, wie die Bahn⸗ 
verwaltung der Bedingung zuſtimmen konnte, daß die Züge zu 60 % 
beſetzt ſein müßten. Soweit wir unterrichtet ſind, wird übrigens auch 
jetzt beiſpielsweiſe von der Reichsbahndirektion Königsberg und der 
Reichsbahndirektion Breslau je geſondert mit Polen verhandelt. 


Zn welcher Weiſe Polen bemüht iſt, Oſtpreußen Abbruch zu tun, 
dafür zeugt auch ſeine Abſicht, von der kürzlich in Zeitungen die Rede 
war, eine Bahn parallel zur Südgrenze Oſtpreußens von Thorn 
nach Oſtpolen, und zwar nach Bielz, zu bauen, das an der Strecke 
Bialyſtok— Breſt⸗Litowsk liegt. Es ſoll dies eine Wettbewersbahn 
fein gegen die Strecke Dirſchau Königsberg —Dünaburg. 


3. Auf dem Gebiete der Schiffahrt iſt es nicht gelungen, Polen 
zur Eröffnung des Schiffahrtsweges Weichſel und Brahe zu zwingen. 
Es bleibt zu prüfen, ob hier nicht durch die Bereitwilligkeit der Bahn 
zur Erſtellung von Wettbewerbstarifen für die polniſchen Güter wert⸗ 
volle Zugeſtändniſſe nutzlos fortgegeben find. Der Binnenſchiffahrts⸗ 
weg von Oſtpreußen nach dem Reiche iſt praktiſch auch noch nicht 
wieder benutzbar geworden. 


4. Der Flugverkehr iſt gleichfalls bedauerlicherweiſe durch ein 
beſonderes Abkommen mit Polen geregelt. Dabei iſt zwar polniſcher⸗ 
Jeits das Aberfliegen des Korridors auf der Strecke Berlin —War⸗ 
ſchau zugeſtanden worden, jedoch unter der Bedingung, daß der Flug⸗ 
verfehr auf dieſer Strecke von Polen betrieben wird. Die oftpreußi- 
ſchen Wünſche nach Aberfliegen des Korridors auf der Strecke Berlin — 
Oſtpreußen ſind nicht erfüllt. 


5. Auch die Grenzverhältniſſe zu Polen ſind nicht überall be⸗ 
friedigend geregelt. Eine deutliche Beleuchtung erfährt das polniſche 
Beſtreben dadurch, daß Polen die Abſicht kundgegeben hat, die 
Weichſelbrücke bei Marienwerder⸗Münſterwalde zu beſeitigen oder 
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zum mindeſten die Zollſtraße über dieſe Brücke zu ſchließen. Es iſt 
dies die einzige Brücke, die noch eine Verbindung zwiſchen Oſtpreußen 
und Polen über die Weichſel herſtellt. Der Eiſenbahnverkehr nach 
Schmentau hat ſchon nach der Abtretung des Gebiets und der Brücke 
eingeſtellt werden müſſen. Nun ſoll auch der lebhafte Kraftwagen-, 
Subrwerf- und Fußgängerverkehr unterbunden werden. Dies muß 
verhindert werden. Die Brücke hat auch große Bedeutung für den 
Deichſchutz und bildet bei Hochwaſſer die einzige Verbindung für fünf 
drüben gelegene Dörfer mit der Außenwelt. Das ſoll nur ein Bei⸗ 
ſpiel für den Zuſtand der Grenzverhältniſſe ſein. Wir ſind ja Polen 
bei dem Abſchluß des Landarbeiterabkommens entgegengekommen. 
Wir können und müſſen auch von Polen wenigſtens ein Mindeſtmaß 
von Einſicht in ſolchen Fragen erwarten. 

Aberhaupt ſind dies insgeſamt nur einige herausgegriffene Bei⸗ 
ſpiele, die die Lage kennzeichnen ſollen. Keineswegs ſoll dies etwa 
eine erſchöpfende Aufzählung unſerer Wünſche ſein. Wir haben 
jedenfalls den Eindruck, daß durch Sonderabkommen vorwiegend pol⸗ 
niſche Wünſche erfüllt werden, wie z. B. auch jetzt durch das Land⸗ 
arbeiterabkommen. Soeben verlautet, daß auch die Frage der polniſchen 
Schnittholzeinfuhr und des polniſchen Verzichts auf die Erhöhung 
des Rundholzzolls abgeſondert verhandelt werden ſoll. Wir bitten, 
zu erwägen, ob es hier nicht richtig wäre, die einheitliche Linie auf 
das Ziel des insgeſamt Erreichbaren wieder ſicher zu ſtellen, und 
zwar gerade auch um unſerer oſtpreußiſchen Verhältniſſe willen. 


GER wir Tilfiter hier wohl am meiſten leiden, da er die Sperre des Memel⸗ 
een Wenn alſo wir mit Litauen nicht in geordnete 
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Verhältniſſe kommen, wenn Litauen und Polen fic im Kriegszuſtand 
miteinander befinden, ſo ſind wir immer und immer wieder dabei die 
Prügelknaben. Ich will hier nicht auf die Gründe eingehen, auch 
nicht die Frage unterſuchen, ob Deutſchland vielleicht eine Verſtändi⸗ 
gung vermitteln, ob und wie überhaupt hier Abhilfe geſchaffen werden 
könnte. Mir liegt nur daran, die Tatſache feſtzuſtellen, daß wir die⸗ 
jenigen ſind, die darunter bitter zu leiden haben. Deshalb muß uns, 
wenn die Hinderniſſe nicht aus dem Wege geräumt werden können, 
auf andere Weiſe geholfen werden. In politiſcher Hinſicht iſt die 
Regelung der Beziehungen zu Litauen wohl eine deutſche, in wirt- 
ſchaftlicher eine oſtpreußiſche Frage. 

Daß Litauen uns braucht, ergibt ſich daraus, daß aller Abneigung 
zum Trotz Deutſchland im erſten Halbjahr 1927 mit rund 5% an 
der Einfuhr Litauens beteiligt geweſen ijt und 45 % der litauiſchen 
Ausfuhr aufgenommen hat. Daß wir unter dieſen Amſtänden uns 
nicht gerade allzuviel von Litauen bieten zu laſſen brauchen, dürfte 
danach wohl auf der Hand liegen. Für Deutſchland ſpielt Ein- und 
Ausfuhr nach und aus Litauen überhaupt keine Rolle. 1926 betrug 
die Einfuhr aus Litauen nach Deutſchland 0,2 % der Geſamteinfuhr, 
a el 0,3%; das fällt für Deutſchland überhaupt nicht ins 

ewicht. 


Auch hier gilt es, daß zu unterſcheiden iſt, was das deutſche und 
was das oſtpreußiſche Intereſſe verlangt. Wenn hier deutſche Inter⸗ 
eſſen vorangeſtellt werden, ſo muß 21 dafür ſchadlos gehalten 
werden. Auf das „Wie“ werden die anderen Vorträge eingehen. 
Es kann geſchehen z. B. für die Sperre des Memelſtroms durch 
Frachterleichterungen. 


In dieſem Zuſammenhange und zum Schluß noch einige Wünſche, 
die ſich auf die eigentlichen Handelsverhältniſſe beziehen. Soweit 
Handelsbeziehungen zu dem öſtlichen Auslande jetzt beſtehen, fei dar⸗ 
auf hingewieſen, daß uns der Handel hier dadurch erſchwert wird, 
daß das Ausland von den Fabrikanten vielfach zu Auslands- 
preiſen billig beliefert wird. Dagegen will ich an ſich nichts jagen; 
wohl aber will ich mich dagegen wenden, daß der oſtpreußiſchen Kauf⸗ 
mannſchaft, insbeſondere dem Kaufmann des Grenzbezirks, der Aus- 
landspreis für ſeine Auslandsgeſchäfte dann nicht auch gewährt wird. 
Alte langjährige Handelsbeziehungen werden dadurch zum Nachteil 
des oſtpreußiſchen Handels, aber auch der deutſchen Außenhandels⸗ 
bilanz unterbunden und unmöglich gemacht. Deshalb möchte ich die 
Regierung bitten, dieſem Punkte ihr Augenmerk zuzuwenden und ſich 
für Abftellung dieſes Mißſtandes einzuſetzen. Denn die Ausſchaltun 
des erfahrenen, land- und leutekundigen Grenzkaufmanns kann fi 
einmal bitter rächen. 


Ferner kann ja wieder einmal die Möglichkeit auftauchen, daß 
deutſcherſeits Warenkredite an das Ausland gegeben werden. 
Für dieſen Fall bitten wir, die Kaufmannſchaft Oſtpreußens, ins- 
beſondere diejenige der Grenzbezirke, angemeſſen zu berückſichtigen. 
Dieſen Anſpruch halten wir gleichfalls im Hinblick auf die alten Ge⸗ 
ſchäftsbeziehungen zu Rußland für durchaus gerechtfertigt. Es kann 
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doch auch nur in deutſchem Intereſſe liegen, wenn die reichen Er= 
fahrungen der oſtpreußiſchen Kaufmannſchaft auf dieſem Gebiet nutz— 
bar gemacht werden. 

Gerade dieſe Wünſche werden Ihnen beweiſen, daß wir unſere 
Stellung hier nicht etwa als verloren betrachten, daß wir auch nicht 
bloß Rückzugsgefechte liefern wollen. Wir betrachten uns vielmehr 
als Vorpoſten der deutſchen Wirtſchaft und erwarten, daß es uns 
ermöglicht wird, wieder zu wirtſchaftlicher Offenſive überzugehen. 
And dazu, meine Herren, ſollen auch Sie uns verhelfen. 


3* 19 


Oſtpreußens Frachtenbelaſtung und Verkehrsnot. 


Von 
Syndikus Dr. Lenkeit, Inſterburg. 


Zur Feſtſtellung derjenigen Wünſche und Forderungen, welche 
das oſtpreußiſche Wirtſchaftsleben auf dem Gebiete der Eiſenbahn⸗ 
Gütertarife erheben muß, um lebensfähig zu bleiben, läßt es ſich 
wohl nicht vermeiden, daß wir von Tatſachen ausgehen, die in dieſem 
Kreiſe zwar allgemein bekannt und auch heute bereits erwähnt ſind, 
die aber feſtgeſtellt werden müſſen, um zunächſt eine gemeinſame 
Plattform herzuſtellen, auf der wir dann weiter aufbauen können. 


Wir haben bekanntlich Rußland, das Memelgebiet ſowie 
Poſen und Weſtpreußen als wertvolle Bezugs- und Abſatz⸗ 
gebiete verloren und waren gezwungen, uns hierfür anderswo Erſatz 
zu ſuchen. Die Schäden, welche unſerer Wirtſchaft dadurch entſtanden 
ſind, daß ihr trotz aller Bemühungen die Erſchließung neuer Gebiete 
überhaupt nicht gelungen iſt, müſſen bei dieſem Punkt der Verhand⸗ 
lungen außer Betracht bleiben, da mein Referat ſich nur mit Frachten 
und Verkehrsfragen beſchäftigen ſoll. Soweit eine Erſatzbeſchaffung 
möglich war, müſſen nach den neuen Abſatzgebieten und Bezugs⸗ 
quellen im allgemeinen erheblich weitere Transportwege zurückgelegt 
werden, als dieſes in der Vorkriegszeit nötig war. 


Hierbei fällt beſonders ſchwer ins Gewicht, daß der pol niſche 
Korridor mit einer Länge von 310 Kilometern auf der Linie 
Dt.⸗Eylau— Bentſchen als tote Strecke durchfahren werden muß. 
Es iſt ferner zu berückſichtigen, daß wir den Memelſtrom und die 
Weichſel als Transportwege verloren haben. Bezüglich des 
Memelſtroms will ich nur daran erinnern, daß dieſer alte, brave 
Laſtenträger in der Vorkriegszeit alljährlich auf ſeinem Rücken rund 
2 Millionen Feſtmeter Rundholz in Form von Triften aus Rußland 
nach Oſtpreußen brachte, ohne hierfür überhaupt einen nennens- 
werten Lohn in Anſpruch zu nehmen. Bezüglich der Weichſel muß 
darauf hingewieſen werden, daß wir nicht nur dieſen Fluß allein, 
ſondern auch die Brahe nebſt Bromberger Kanal und damit den 
Anſchluß an die Oder und das ganze Netz der übrigen deutſchen 
Binnenwaſſerſtraßen verloren haben. Die zahlreichen Maſſengüter, 
die in der Vorkriegszeit verhältnismäßig billig auf dem Waſſerwege 
transportiert wurden, müſſen nunmehr den Schienenweg wählen, der 
ja bekanntlich beſonders auf nahe Entfernungen weſentlich teurer als 
der Waſſerweg iſt. Dies gilt insbeſondere auch für Holz, trotz 
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aller Ausnahmetarife, die gerade für dieſe Warengattung geſchaffen 
worden ſind. 

Will man den Schaden, welchen die oſtpreußiſche Wirtſchaft 
durch dieſe frachtliche Mehrbelaſtung erlitten hat, zahlenmäßig 
zum Ausdruck bringen, ſo bin ich mir naturgemäß der 
Schwierigkeiten bewußt, denen ein ſolches Anterfangen begegnet. Sie 
beſtehen einmal darin, daß der Gebietsumfang von Oſtpreußen, aber 
auch der von Rußland und anderen in Betracht kommenden Ländern 
im Jahre 1913 ein ganz anderer war, als ſie es heute ſind. Man 
kann daher die unter dieſen Rubriken einer Statiſtik angegebenen 
Zahlen von heute und von damals nicht ohne weiteres einander gegen⸗ 
überſtellen. Es wäre ferner notwendig, bei jeder für Oſtpreußen in 
Betracht kommenden Ware genau die Herkunft und den Verbleib 
im Sabre 1913 und im Jahre 1926 feſtzuſtellen, um fo durch eine 
Gegenüberſtellung beider Jahrgänge ein wirklich getreues Bild von 
der Verſchiebung der Bezugs- und Abſatzbedingungen zu erhalten. 

Bei genauer Betrachtung erweiſt ſich jedoch, daß dieſe Schwierig⸗ 
keiten in Wirklichkeit geringer ſind, als es auf den erſten Augenblick 
erſcheint. Die heutigen Statiſtiken über Güterbewegung auf den 
Eiſenbahnen führen nämlich einen Verkehrsbezirk unter der Bezeich- 
nung „Rußland und die Randſtaaten“ und einen zweiten Bezirk unter 
der Bezeichnung „Polen“ auf. Die für beide Verkehrsbezirke zu⸗ 
ſammen gebrachten Zahlenangaben entſprechen ungefähr den An⸗ 
gaben für das frühere Rußland. Ebenſo kennen die Handelskammern 
aus dem Ergebnis der kürzlich für den Enqueteausſchuß angeſtellten 
Ermittelungen im großen und ganzen die Verſchiebungen, welche 
infolge des Verſailler Diktats in den Bezugs- und Abſatzbedingungen 
unſerer Provinz eingetreten ſind. 

Wir wiſſen, daß Handel und Induſtrie ſich vielfach in Sachſen, 
Weſtfalen, der Rheinprovinz und in dem übrigen Weſten und Süden 
Deutſchlands Erſatz für die Abtretungsgebiete haben ſchaffen müſſen. 
Einen mündlichen Vortrag darf man bekanntlich nicht mit vielem 
Zahlenmaterial belaſten; jedoch ſcheint es mir erforderlich, daß ich 
aus einer Statiſtik, in welcher die Handelskammer Königsberg den 
oſtpreußiſchen Güteraustauſch mit den übrigen Verkehrsbezirken 
Deutſchlands im Jahre 1913 und im Jahre 1925 gegenübergeſtellt 
hat, wenigſtens fünf bis ſechs Beiſpiele herausgreife. Hiernach ergibt 
ſich folgendes Bild: 

Der bahnwärtige Verſand und Empfang Oſtpreußens leinſchließ⸗ 
oid “aati betrug in 1000 t nach bzw. von folgenden Verkehrs- 

ezirken: 


1913 1925 
Poſen und Wejtpreugen . . . . 814 89 
baacgen 
Brandenburg leinſchl. Berlin). . 216 411 
Magdeburg, Merjeburg, Thüringen 142 281 
Königreich Sachſen. 72 96 
Ruhrgebiet, Weſtfalen 67 157 
Rheinprovinz „„ MH 54 
JJ! ir ES 2) 35 
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Auf Erfordern bin ich gern bereit, dieſe Statiſtik ſchriftlich noch be- 
liebig zu vervollſtändigen. 


Aus einem Bericht der Landwirtſchaftskammer für das 
Jahr 1913 geht hervor, daß nicht weniger als 191000 Stück Vieh 
nach dem Gebiete des jetzigen polniſchen Korridors gegangen ſind. 
Bekanntlich waren die Brennereiwirtſchaften dieſes Gebiets Groß⸗ 
abnehmer für oſtpreußiſches Magervieh, um ihre Schlemperückſtände 
zu verwerten. Herr Dr. Rothe, Tollmingkehmen, und andere Ver⸗ 
treter der Landwirtſchaftskammer haben uns mehrfach erklärt, daß 
Tie nunmehr ihr Vieh nur zum Teil nach Berlin und Mitteldeutſch⸗ 
land, zum anderen Teil aber nach Mannheim, Stuttgart und 
dem übrigen Weſt⸗Deutſchland verladen, um ſo dieſen Wirtſchafts⸗ 
zweig wenigſtens einigermaßen rentabel zu geſtalten. Ein münd⸗ 
licher Vortrag iſt wenig dazu geeignet, alle 71 Gruppen unſerer „Sta⸗ 
tiſtik über Güterbewegung auf den deutſchen Eiſenbahnen“ einzeln 
durchzugehen und die betreffenden Ziffern des Jahres 1913 denen 
des Jahres 1926 gegenüberzuſtellen. Soweit dieſes für erforderlich 
erachtet wird, könnte es ſchriftlich nachgeholt werden. Die angeführten 
Beiſpiele genügen jedoch m. E. bereits, um feſtzuſtellen, daß keine 
Bedenken dagegen beſtehen, denſelben Weg einzuſchlagen, den Kollege 
Schauen in ſeiner anfangs dieſes Jahres im Auftrage der Verbands⸗ 
Handelskammern herausgegebenen Denkſchrift eingeſchlagen hat, 
indem er bei dem geſamten oſtpreußiſchen Güterverkehr aus den an- 
geführten Gründen eine durchſchnittliche Verlängerung des Transport- 
weges um etwa 600 bis 700 Kilometer berechnet. Folgt man der 
Denkſchrift in dieſer Beziehung, ſo iſt allein der jährliche Frachten⸗ 
tribut infolge des Verluſtes der Bezugs- und Abſatzgebiete in Poſen 
und Weſtpreußen auf jährlich 19 Millionen Mark zu ver- 
anſchlagen. Für das Memelland fehlen entſprechende Anterlagen, 
da die Statiſtik im Jahre 1913 nicht mit der Möglichkeit gerechnet 
bat, daß dieſes Gebiet einmal vom oſtpreußiſchen und deutſchen Wirt- 
ſchaftskörper abgetrennt werden würde. Der Verkehr zwiſchen Oſt⸗ 
preußen und Rußland weiſt im Jahre 1926 ein Minus von rund 
500 000 t gegenüber dem Jahre 1913 auf. Man wird jedenfalls 
m. E. eher zu tief als zu hoch greifen, wenn man die jährliche Mehr- 
belaſtung an Frachten infolge Zerreißung der Wirtſchaftsbeziehungen 
zu Rußland und dem Memelgebiet auf weitere 15 bis 16 Mil- 
lionen Mark jährlich beziffert, ſo daß im ganzen für Oſt⸗ 
preußen ein jährlicher Frachtentribut infolge des Ver⸗ 
ſailler Diktats von etwa 35 Millionen Mark herauskommt. 

Die Richtigkeit dieſes Rechenexempels wird dadurch beſtätigt, 
daß wir auf einem anderen Wege zu demſelben Reſultat gelangen. 
Läßt man nämlich die Verſchiebung in den Abſatz- und Bezugs= 
bedingungen außer Betracht und berückſichtigt nur die Mehrkoſten 
des Transports durch den polniſchen Korridor, ſo 
ergibt ſich folgendes Bild: Nach den Zahlen, die mir die Königs⸗ 
berger Reichsbahndirektion gegeben hat, betrug der geſamte Güter⸗ 
austauſch zwiſchen Oſtpreußen und dem übrigen Deutſchen Reich im 
Jahre 1926: 3097203 t. In dieſer Zahl iſt der Verkehr der oſt⸗ 
preußiſchen Häfen mit 740 000 t mitenthalten. Dieſe Gütermenge 
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müſſen wir von der vorhin genannten Zahl in Abzug bringen, da es 
uns ja nur auf den Verkehr ankommt, der durch den polnijchen Korri- 
dor gegangen ijt. Es bleiben demnach 2 350 000 t übrig. Die Ent- 
fernung, die im polniſchen Korridor als tote Strecke zurückgelegt 
werden muß, mißt auf der Linie Dt.⸗Eylau — Bentſchen 310 Kilo- 
meter und auf der Strecke Marienburg Konitz 115 Kilometer, jo daß 
man wohl den Durchſchnitt auf 200 Kilometer beziffern kann. Nimmt 
man die Frachten nicht für die teuerſte Güterklaſſe A, auch nicht für 
die billigſte Güterklaſſe F, fondern für die mittlere Güter- 
klaſſe D, jo ergibt ſich für das vorhin angegebene Gewicht und für 
die erſten 200 Kilometer unſeres Staffeltarifs eine Fracht von rund 
30 Millionen Mark. Hierbei iſt der Tierverkehr noch nicht be= 
rückſichtigt, der im Jahre 1926 zwiſchen Oſtpreußen und dem Reich 
rund 280 000 Stück Großvieh, 650 000 Stück Kleinvieh und 84000 
Stück Geflügel betragen hat, ſo daß man auch auf dieſem Wege bei 
Berechnung der nutzloſen Fracht für den polniſchen Korridor auf 
rund 35 Millionen Mark kommt. Mit weiteren Rechenexempeln will 
ich Ihre Geduld heute nicht in Anſpruch nehmen, erkläre mich jedoch 
nötigenfalls zur Beibringung weiterer, ſchriftlicher Unterlagen gern 
bereit. Für die heutige Tagung bitte ich als bewieſen anzuſehen, daß 
die oſtpreußiſche Wirtſchaft infolge des Verſailler Diktats einen jähr⸗ 
lichen Frachtentribut von 30 bis 35 Millionen Mark aufzubringen hat. 


Wenn man ſich die Frage vorlegt, auf welche Weiſe 
dieje Mehrbelaſtung von der oſtpreußiſchen Wirt- 
ſchaft genommen werden kann, ſo muß zunächſt feſtgeſtellt 
werden, daß zwiſchen den drei für eine derartige Aktion in Betracht 
kommenden Stellen, nämlich Reich, Preußen und Deutſcher 
Reichsbahngeſellſchaft ein ganz eigenartiger Wett- 
ſtreit beſteht, um immer dem anderen bei der Leiſtung eines etwaigen 
Schadenerſatzes den Vorrang zu laſſen. Aus zahlreichen Erklärungen 
von Vertretern auch der übrigen deutſchen Wirtſchaft (ich erinnere 
nur an die große Tagung in Düſſeldorf in vergangener Woche), 
ferner aus Kundgebungen ſeitens der Reichs- und Staatsregierung 
ſowie ſeitens der Parlamente und ihrer zuſtändigen Ausſchüſſe geht 
mit genügender Klarheit hervor, daß allmählich in ganz Deutſchland 
die Erkenntnis durchdringt, daß für Oſtpreußen etwas auf dieſem 
Gebiete geſchehen muß. Die praktiſche Nuganwendung von dieſer 
richtigen Erkenntnis iſt jedoch bisher nicht gezogen worden. 


Man erwartet in erſter Linie von der Reichsbahn, die 
an dem ganzen Fragenkomplex und an den aus Oſtpreußen auf- 
lommenden Einnahmen am unmittelbarſten beteiligt it, daß Tie mit 
Frachtennachläſſen und ſonſtigen Sondervergünſtigungen für Oft- 
preußen helfend eingreifen werde. Die Reichsbahn wiederum weiſt 
darauf hin, daß ihr durch Reparationslaſten und andere Ver- 
pflichtungen beſtimmte Schranken gezogen ſeien, über die ſie ſelbſt 
bei größter Gebefreudigkeit nicht hinausgehen könne. Im übrigen 
meint die Reichsbahn durch Erſtellung beſonderer Ausnahme— 
tarife für Oſtpreußen ſchon alles getan zu haben, was in ihren 
Kräften ſteht. 
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Am zunächſt mit ein paar Worten beiden Ausnahmetarifen 
zu verweilen, jo müſſen die Erleichterungen, welche die Reichsbahn 
dadurch gewiſſen Branchen im Verhältnis zu den Normaltarifen ge⸗ 
währt hat, dankbar anerkannt werden; und es wäre meiner Meinung 
nach nichts verfehlter, als wenn man durch Mangel an ſchuldiger 
Anerkennung der Reichsbahn die Luſt nehmen wollte, auf dieſem 
Wege auch in Zukunft weiter helfend vorzugehen. Insbeſondere bei 
den verſchiedenen Arten von Holz, Eiſen, Stahl, Getreide 
und Mühlenerzeugniſſen kann nicht geleugnet werden, daß 
hier gegenüber den Normaltarifen eine merkliche Frachtenſenkung 
ſtattgefunden hat. Wenn man aber die Frage ſo ſtellt, ob der ganzen 
oſtpreußiſchen Wirtſchaft durch weiteren Ausbau der Ausnahmetarife 
wirkſam geholfen werden kann, und ob insbejondere die Ausnahme- 
tarife zum Ausgleich der Schäden geeignet ſind, welche das Ver⸗ 
ſailler Diktat dem oſtpreußiſchen Wirtſchaftsleben geſchlagen hat, 
ſo wird ſich wohl unter den maßgebenden Wirtſchaftsvertretern leicht 
eine überwiegende Mehrheit finden, welche dieſe Frage unbedingt 
verneint. Nimmt man die Oſtpreußen-Ausnahmetarife von dieſem 
Standpunkt aus kritiſch unter die Lupe, ſo bleiben von der großen 
ſtolzen Zahl von 30 oder 31 nur 5 bis 6 übrig, die wirklich als Er⸗ 
leichterungen für die durch das Verſailler Diktat uns geſchlagenen 
Schäden anerkannt werden müſſen. Die übrigen ſind entweder 
Wettbewerbstarife, die nicht in erſter Linie im Intereſſe der 
Wirtſchaft, ſondern im Intereſſe der Deutſchen Reichsbahn ſelbſt 
geſchaffen worden ſind, um zu verhindern, daß die in Betracht 
kommenden Güter auf ausländiſchen Bahnen um Oſtpreußen und 
Deutſchland herumgeführt werden. Oder es handelt ſich um ſolche 
Ausnahmetarife, die in irgend einer Form auch bereits in der Vor- 
kriegszeit beſtanden haben (ich erwähne nur die Oſtbahnſtaffel für 
Holz und Getreide), oder endlich um ſolche Tarife, deren wirtſchaft⸗ 
licher Nutzen in keiner Weiſe zu Buch ſchlägt, wie z. B. die Tarife 
für Zuckerrüben, Fiſche der verſchiedenen Art u. a. m. 


Die Forderung muß daher m. E. dahin lauten, daß auf dem 
Gebiete der Frachtenverbilligung etwas für die ganze oſtpreußi⸗ 
ſche Wirtſchaft wirklich Bedeutſames geſchieht. Daneben 
können und ſollen die jetzigen Ausnahmetarife mit dem gleichen pro= 
¿entualen Abſchlag wie jetzt zu den dann ermäßigten Normaltarifen 
beſtehen bleiben. 


Legt man ſich weiter die Frage vor, ob die Reichsbahn 
dazu in der Lage iſt, aus eigenen Mitteln Oſtpreußen 
alljährlich einen Frachtennachlaß von etwa 35 Millionen Mark zu 
gewähren, ſo möchte ich für meine Perſon nach den Geſchäftsberichten 
der Deutſchen Reichsbahn⸗Geſellſchaft für die letzten Jahre dieſe 
Frage bejahen. Der Geſchäftsbericht für 1926 weiſt nämlich einen 
Betriebsüberſchuß von 860 Millionen Reichsmark aus. Selbſt nach 
Abzug der Reparationslaſten und der für den Dienſt der neuen 
Schuld verſchreibungen und Anleihen aufzubringenden Summen, nach 
recht hohen Zuweiſungen zur geſetzlichen Ausgleichsrücklage ſowie zu 
Rückſtellungen für Arbeitsbeſchaffung und Verluſtgefahren bleibt 
unter Berückſichtigung des Vortrages aus dem Jahre 1925 immer 
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noch ein Reingewinn von 167 Millionen Mark übrig, für den fein 
anderer Verwendungszweck ausfindig gemacht werden konnte, als 
daß man ihn auf die neue Rechnung für das Jahr 1927 als Gewinn 
vortrug. Der fünfte Teil hiervon würde genügen, um Oſt⸗ 
preußens Wirtſchaft eine merkliche Entlaſtung zu verſchaffen. Auch 
nach dem Bericht für die erſten neun Monate des laufenden Jahres 
muß man die Leiſtungsfähigkeit der Reichsbahn bejahen, denn nach 
Abzug aller vorhin bezeichneten Ausgaben bleiben allein aus dieſen 
neun Monaten nicht weniger als 210 Millionen Mark übrig, die man 
unter der Bezeichnung „zum Ausgleich von Minderein⸗ 
nahmen infolge Schwankungen des Verkehrs“ zurüd- 
geſtellt hat. 


Nicht unerwähnt laſſen möchte ich, daß wir beſtimmte Anter⸗ 
lagen dafür beſitzen, wonach die Deutſche Reichsbahngeſellſchaft in 
den letzten Jahren von den oſtpreußiſchen Verfrachtern für Be⸗ 
förderung der Güter innerhalb des polniſchen Korri⸗ 
dors höhere Gebühren eingezogen hat, als ſie ſelbſt 
bei der Verrechnung mit Polen an die polniſche 
Staatsbahn verwaltung abzuführen braucht. Anſere 
Reichsbahn zieht alſo gegenwärtig für Vermittelung des polniſchen 
Frachtengeſchäfts an die oſtpreußiſchen Empfänger und Verlader 
einen nicht unbedeutenden Gewinn aus der ohnehin ſchon genug be- 
laſteten und bedrückten oſtpreußiſchen Wirtſchaft. Ein Verfahren, 
das wohl von keiner Seite gutgeheißen werden kann. 


Zum Beweiſe dieſer letzten Behauptung möchte ich Ihnen eine 
Stelle aus einem Schreiben der Deutſchen Reichsbahndirektion Oſten 
in Frankfurt a. O. vom 7. d. Mts. vorleſen, in dem es folgender⸗ 
maßen heißt: 


„Nach einer Abrechnung aus dem Jahre 1925 hat ſich für die 
Deutſche Reichsbahn aus der Abrechnung des Oſtpreußenverkehrs 
mit Polen eine bedeutende Einbuße ergeben. Infolge Sinkens 
des Zlotykurſes hat ſich dieſes Verhältnis für die Deutſche Reichs⸗ 
bahn inzwiſchen günſtiger geſtaltet, ſo daß gegenwärtig mit 
einem Gewinn zu rechnen iſt. Mit genauen Zahlenangaben 
hierüber können wir leider nicht dienen, da hierfür eine Gegenüber⸗ 
ſtellung der Abrechnung nach jetzigem Verfahren gegenüber einer 
Abrechnung mit Zuſcheidung durchgerechneter deutſcher Frachtanteile 
an Polen erforderlich ſein würde, eine Arbeit, die mehrere Kräfte 
einige Wochen ausſchließlich in Anſpruch nehmen würde. Das gegen⸗ 
wärtig für die Deutſche Reichsbahn günſtige Verhältnis wird ſich 
aber vorausſichtlich nach Neuherausgabe des polniſchen Tarifs, der 
ſich in völliger Umarbeitung befindet und wahrſcheinlich Erhöhungen 
es wird, wieder zu Ungunften der Deutſchen Reichsbahn ver- 

ieben.“ 


Die Deutſche Reichsbahn-Geſellſchaft leiſtet auf dem Gebiete der 
Statiſtik jo Hervorragendes, wie wohl kaum ein zweites Unternehmen 
in Deutſchland. Es iſt daher wohl keine übertriebene Forderung, 
wenn Oſtpreußen verlangt, daß die Einnahmen aus dem geſamten 
Oſtpreußen⸗Verkehr für die Strecke innerhalb des polniſchen Korri⸗ 
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dots von vornherein jo flar und überſichtlich verbucht werden, daß 
jederzeit die Feſtſtellung derjenigen Summe mit Leichtigkeit möglich 
iſt, welche unſere Reichsbahn hierfür einerſeits von den oſtpreußiſchen 
Empfängern und Verladern einnimmt und anderſeits an die polniſche 
Staatsbahnverwaltung abführt. Die Schwierigkeit liegt natürlich darin, 
daß bei unſerem Syſtem der Staffeltarife die Fracht für den polni⸗ 
ſchen Korridor verſchieden iſt, je nachdem, ob das betreffende Gut 
aus Berlin, aus Köln oder aus München kommt. Trotzdem iſt m. E. 
die Erfüllung der oben bezeichneten Forderung verhältnismäßig leicht 
möglich, wenn die Buchführung der Eiſenbahn ſo eingerichtet wird, 
daß von vornherein bei allen oſtpreußiſchen Frachten der auf 
den polniſchen Korridor entfallende Anteil beſonders berechnet und 
ausgewieſen wird. 

Nach den Erfahrungen, welche wir auf dieſem Gebiet in den 
letzten Jahren geſammelt haben, halte ich es nicht für ſehr wahrſchein⸗ 
lich, daß die Reichsbahn⸗Geſellſchaft ihre Reſerviertheit in finanziellen 
Fragen aufgeben wird. Ich möchte nur daran erinnern, daß noch in 
allerlegter Zeit die Gewährung eines Ausnahmetarifs für Heu und 
Stroh ſeitens der Verwaltung abgelehnt iſt, obwohl ſich die ſtändige 
Tarifkommiſſion und der Ausſchuß der Verkehrsintereſſenten dafür 
ausgeſprochen hatten und obwohl dieſer Ausnahmtearif der Reids- 
bahn nach überſchläglicher Berechnung höchſtens einen Einnahme- 
ausfall von 1½ Millionen gebracht hätte. 


Es erſcheint mir daher ausſichtsreicher, daß wir uns nunmehr 
mit unſeren Bitten und Forderungen an die Reichs⸗ 
regierung wenden und von dieſer verlangen, daß aus Reichs⸗ 
mitteln etwa 35 Millionen Mark zur Senkung der oſtpreußiſchen 
Güterfrachten zur Verfügung geſtellt werden. Ob und in welcher 
== dann eine Verrechnung zwiſchen Reich, Preußen und Deutſcher 

eichsbahn-Geſellſchaft ſtattfindet, können wir wohl der Reichs— 
regierung überlaſſen. 

Nur kurz möchte ich darauf hinweiſen, daß m. E. bei einer der⸗ 
artigen Verrechnung die Reichsbahn unbedingt die Aberſchüſſe an das 
Reich abführen müßte, welche ſich für die Reichsbahn aus der Ab- 
rechnung des ſogenannten Oſtpreußen-Verkehrs mit Polen ergeben. 
Die Art und Weiſe, wie die Reichsbahn ſelbſt im Auguſt dieſes Jahres 
die Forderung auf allgemeine Ermäßigung der Nahfrachten zwar 
nicht durch Herabſetzung der Streckenſätze, wohl aber durch Staffelung 
und Ermäßigung der Abfertigungsgebühren beantwortet hat, legt 
den Gedanken nahe, daß in Verfolgung desſelben Weges auch für 
Oſtpreußen etwas Beſonderes geſchehen könnte. Die Abfertigungs- 
gebühren betragen, wenn wir wiederum nicht die teuerſte, auch nicht 
die billigſte, ſondern die mittlere Güterklaſſe D unſerer Berechnung 
zugrunde legen, bei Entfernungen über 100 Kilometer für eine Tonne 
1,40 Mark, alſo für 2 350 000 Tonnen 3290000 Mark. Rechnet 
man den Verkehr der oſtpreußiſchen Häfen hinzu, ſo ergibt ſich für 
einen Geſamtverkehr von rund 3 Millionen Tonnen eine Abferti⸗ 
gungsgebühr von 4200000 Mark. Berückſichtigt man weiter den 
Tierverkehr, ſo kommen zum mindeſten 5 Millionen Mark an Ab- 
fertigungsgebühren für den geſamten Oſtpreußen-Verkehr heraus. 
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Beziffert man den Aberſchuß aus der Frachtenverrechnung mit Polen 
gleichfalls mit 5 Millionen Mark, ſo ergibt ſich, daß die Reichsbahn 
aus dieſen beiden Geſichtspunkten im ganzen 10 Millionen Mark für 
die Abbürdung der oſtpreußiſchen Frachtenlaſt zur Verfügung ſtellen 
könnte, ſo daß dann für das Reich und für Preußen gleichfalls nur 
noch je 10 Millionen Mark aufzubringen blieben. 


Wird eine Summe in der vorhin bezeichneten Höhe zur Ver⸗ 
billigung der Oſtpreußen⸗Frachten ſeitens des Reichs zur Verfügung 
geſtellt, ſo erhebt ſich weiter die Frage, in welcher Form ſie den oſt⸗ 
preußiſchen Verfrachtern gutgebracht werden ſoll. Ohne hierfür end- 
gültige Vorſchläge machen zu wollen, möchte ich mich doch kurz mit 
einigen Anregungen auseinanderſetzen, die auf dieſem Gebiet in letzter 
Zeit gemacht worden ſind. 


Da iſt an erſter Stelle der Vorſchlag zu nennen, wonach die 
Frachten für den Durchgangsverkehr durch den pol- 
niſchen Korridor außer Anſatz bleiben ſollen, ſo daß 
frachtlich gewiſſermaßen die Weſtgrenze unſerer Provinz an die Ojt= 
grenze des übrigen Deutſchen Reiches herangezogen wird. Dieſer 
Vorſchlag hat zunächſt etwas ſehr Beſtechendes. Die Schwierigkeiten 
treten jedoch ſofort zutage, wenn man bedenkt, daß die Strecke durch 
den polniſchen Korridor auf der Linie Dt.⸗Eylau — Bentſchen eine 
Länge von 310 Kilometern, dagegen auf der Linie Marienburg Konitz 
nur eine ſolche von 115 Kilometern aufweiſt. Daß die Benutzer der 
Nordlinie anders behandelt werden, als diejenigen der Südlinie, geht 
nicht gut an. Wollte man bei dem gejamten Oſtpreußen-Verkehr die 
Fracht für 300 Kilometer außer Anſatz laſſen, fo könnte die Aber⸗ 
ſpitzung dieſer Forderung vielleicht dazu führen, daß die Reichsbahn 
Gütertransporte zwiſchen Elbing und den erſten deutſchen Stationen 
hinter Konitz nicht nur unentgeltlich ausführen, ſondern den Ber- 
frachtern noch etwas zuzahlen ſoll. Wollte man für den ganzen Korri⸗ 
dor nur eine Strecke von 100 Tarifkilometern außer Anſatz laſſen, 
ſo wäre die Frachtverbilligung naturgemäß weſentlich geringer, Aller⸗ 
dings würde ſie unter Zugrundelegung der erſten 100 Kilometer 
unſeres Frachtſatzzeigers für einen 15-Tons-Wagen bei Gütern der 
Tarifklaſſe F immerhin noch 55 Mark und bei Gütern der Tarif- 
klaſſe A ſogar 190 Mark ausmachen, eine Erleichterung, die m. E. 
in dem geſamten Güterverkehr doch merklich zu Buch ſchlagen müßte. 
Am zweckmäßigſten erſcheint es jedoch, das Mittel zwiſchen 300 und 
100 mit 200 Kilometern zu wählen, wobei dann, wie ich vorhin bereits 
ausführlich dargelegt habe, für den geſamten Oſtpreußen⸗Verkehr eine 
jährliche Frachtenſenkung von zuſammen etwa 30 Millionen Mark 
herauskommen würde. Es bleibt dabei zu bedenken, daß dieſe Ver⸗ 
günſtigungen nicht nur beim Verſand von Oſtpreußen aus, ſondern 
auch beim Gütertransport in umgekehrter Richtung Platz greifen 
würden. And es müßte daher zunächſt ganz genau geprüft werden, 
ob dadurch nicht z. B. die Wettbewerbsverhältniſſe unſerer eigenen 
Induſtrie in Schleſien und anderen Provinzen zu Gunſten Polens 
oder anderer Nachbarländer verſchoben werden würden. Dieſen Be- 
denken könnte man m. E. dadurch Rechnung tragen, daß man die 
Entlaſtung nur dem Güterverkehr zuteil werden läßt, bei dem ſowohl 
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die Empfangs-, als auch die Verſand⸗Station in Deutſchland liegt, 
nicht aber demjenigen Verkehr, bei dem eine der beiden genannten 
Stationen dem Auslande angehört. - 


Von anderer Seite iſt der Vorſchlag gemacht worden, die Ent- 
laſtung nicht in der Weiſe eintreten zu laſſen, daß einfach eine ge⸗ 
wiſſe Strecke bei der Frachtenberechnung außer Anſatz bleibt, ſondern 
in Form von prozentualen Abſchlägen zu den bisherigen Frachten. 
Mir ſcheint dieſes im weſentlichen nur eine andere Ausdrucksweiſe 
desſelben Gedankens zu ſein, ſo daß hierdurch insbeſondere das letzte 
Bedenken betreffend Verſchiebung der Wettbewerbsverhältniſſe nicht 
ohne weiteres beſeitigt werden würde. 


Zur Vermeidung aller derartigen Schwierigkeiten iſt angeregt 
worden, die Erleichterungen nur dem oſtpreußiſchen Binnenverkehr, 
alſo dem Güterverkehr innerhalb der Provinz zuteil werden zu 
laſſen. Beim Aufſtellen dieſer Forderung war man ſich darüber klar, 
daß es zunächſt eigenartig und in gewiſſem Sinne unlogiſch anmutet, 
wenn die Schäden, die durch Zwiſchenſchaltung des polniſchen Korri⸗ 
dors und durch Verlegung der früheren Bezugs- und Abſatzgebiete 
nach weiter entfernten Gegenden entſtanden ſind, auf einer anderen 
Stelle repariert werden ſollen, daß alſo der Zuſammenhang zwiſchen 
Schaden und Schadenerſatz in gewiſſem Sinne fehlt. Ebenſo aber 
herrſcht Einſtimmigkeit darüber, daß es praktiſch einfach unmöglich iſt, 
den Schaden genau an derſelben Stelle wieder gut zu machen, an der 
er eingetreten iſt. Die Verfechter dieſer Forderung hoffen, daß im 
großen und ganzen ein gewiſſer Ausgleich ſtattfinden würde, auch 
wenn man die Frachtenermäßigung nur dem oſtpreußiſchen Binnen- 
verkehr zugute kommen läßt. Allerdings bleibt hierbei zu berück⸗ 
ſichtigen, daß die Landwirtſchaft und andere namhafte Gruppen des 
oſtpreußiſchen Wirtſchaftslebens ein weſentlich ſtärkeres Intereſſe an 
der Verbilligung der Frachten von und nach dem übrigen Deutſchen 
Reich, als an einer Verbilligung für den oſtpreußiſchen Binnenver⸗ 
kehr haben. Den Bedürfniſſen der oſtpreußiſchen Wirtſchaft in ihrer 
Geſamtheit dürfte daher wohl am beſten damit gedient ſein, daß 
Gütertransporte auf nahe und auf weite Entfernungen in gleicher 
Weiſe an der erſtrebten Frachten-Verbilligung partizipieren. 


Ich habe dieſe letzten Ausführungen hauptſächlich gemacht, ‚um 
zu zeigen, daß wir uns ſehr wohl der Schwierigkeiten bewußt ſind, 
die der Löſung des Problems ſelbſt im günſtigſten Falle entgegen⸗ 

ſtehen, nämlich dann, wenn die Reichsregierung oder eine andere 
Stelle uns die notwendigen Mittel, die wohl mit 35 Millionen Mark 
ungefähr richtig beziffert ſein dürften, unbedingt und ohne weitere 
Auflage zur Verfügung ſtellt. Nach dem Ergebnis einer kürzlich 
beim Oberpräſidenten ſtattgehabten Beſprechung, an der ſämtliche 
Vertreter des oſtpreußiſchen Wirtſchaftslebens beteiligt waren, kann 
es jedoch m. E. als ſicher gelten, daß fi) über die Verwendung der 
Mittel verhältnismäßig leicht eine Einigung erzielen laſſen wird, 
wenn ſie uns nur erſt zur Verfügung ſtehen. 
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Perjonenverfehr. 


Bezüglich des Perſonenverkehrs möchte ich nur ganz kurz darauf 
hinweiſen, daß in der Vorkriegszeit auf den Strecken über Marien- 
burg und Di.-Eylau nach Berlin neun D-Zugpaare, zwei Eilzugpaare 
und ſechs Perſonenzugpaare verkehrten, während heute nur fünf 
D-3ugpaare und zwei beſchleunigte Perſonenzugpaare beſtehen. An 
Stelle von 17 Zugverbindungen ſind alſo nur ſieben 
vorhanden. Einer Vermehrung dieſer Zugverbindungen iſt be⸗ 
kanntlich durch die Beſtimmung des Pariſer Staatsvertrages ein 
Riegel vorgeſchoben, wonach Polen die Einſtellung ſolcher Züge ver- 
langen kann, die nicht während der ganzen Fahrplanperiode eine 
Beſetzung von mindeſtens 60% der vorhandenen Plätze aufweiſen. 
Während in Deutſchland im allgemeinen bei D-Zügen eine In⸗ 
anſpruchnahme von mehr als 30 % bereits als wirtſchaftlich angeſehen 
wird, verlangt man hier eine doppelt fo hohe Frequenzzahl. Wenn 
auch in Zeiten des geſteigerten Verkehrs die Benutzung der Züge 
vielfach erheblich beſſer ijt, jo läßt ſich eine 60 prozentige Inanſpruch⸗ 
nahme während der ganzen Fahrplanperiode doch nicht durchführen. 
Auch in dieſem Punkte ſind wir gegenüber dem übrigen Deutſchen 
Reich weſentlich ſchlechter geſtellt; ganz abgeſehen davon, daß die 
praktiſche Durchführung des Perſonenverkehrs auf drei Durchgangs- 
ſtrecken beſchränkt iſt, ſo daß die oſtpreußiſchen Reiſenden zu ihrem 
Reiſeziel vielfach zeitraubende und koſtſpielige Amwege zurücklegen 
müſſen. 


Anter dieſen Amſtänden iſt wohl die Forderung gerechtfertigt, 
daß im oſtpreußiſchen Perſonenverkehr zum mindeſten keine weitere 
Verſchlechterung eintritt, ſelbſt, wenn im übrigen Deutſchen Reich 
Einſchränkungen vorgenommen werden müſſen. Auch auf ſolchen 
Strecken, die eine verhältnismäßig geringe Frequenz aufweiſen, muß 
zum mindeſten der Status quo erhalten bleiben. Einzelwünſche ſollen 
heute hier an dieſer Stelle nicht vorgetragen werden, ſondern be- 
ſonderen Verhandlungen vorbehalten bleiben. 


Als Niederſchlag meiner Ausführungen zum Zwecke der Kund⸗ 
gebung an die maßgebenden Stellen, insbeſondere an die Reichs- und 
Staatsregierung und an die Reichsbahnhauptverwaltung habe ich die 
vorgelegte Reſolution entworfen, deren Annahme ich hiermit empfehlen 
möchte. 


Entſchließung 
zu Punkt 3 der Tagesordnung. 


Die durch den Verluſt Poſens und Weſtpreußens ſowie des 
Memellandes für Oſtpreußen herbeigeführte völlige Änderung der 
Bezugs- und Abſatzverhältniſſe, ferner die Einbuße des Memelſtroms 
und der Weichſel als Transportwege bedeuten für die Provinz Oft= 
preußen eine frachtliche Mehrbelaſtung von jährlich etwa 35 Millio- 
nen Mark. Dieſer ungeheure jährliche Frachtentribut kann auf die 
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Dauer bon der oſtpreußiſchen Wirtſchaft nicht getragen werden. 
Sofern daher die Reichsbahnverwaltung ihrerſeits nicht in der Lage 
ſein ſollte, die für die oſtpreußiſche Wirtſchaft dringend erforderliche 
Frachtenſenkung vorzunehmen, wird es als die unabweisbare Pflicht 
des Reiches bzw. des Staates bezeichnet werden müſſen, die zur Ab⸗ 
bürdung des Oſtpreußen auferlegten jährlichen Frachtentributs er⸗ 
ee Mittel mit größter Beſchleunigung zur Verfügung zu 

ellen. 
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Die Steuerbelaſtung 
von Oſtpreußens Induftrie und Handel. 


Von 
Syndikus Dr. von Rüts, Elbing. 


Schwer laſtet die Hand des Siegers auf unſerem gedemütigten 
Vaterlande. Bis zur Grenze des Erfräglichen, vielleicht darüber 
hinaus, muß auf Geheiß des Siegers die deutſche Wirtſchaft Steuer- 
laſten tragen. Iſt es da wohl billig, eine Provinz, die unverſchuldet 
in wirtſchaftliche Not geraten iſt, und deren wirtſchaftliche Erſtarkung 
angeſichts der Aufgaben Oſtpreußens als deutſches Bollwerk gegen 
die Slawenflut im Intereſſe des ganzen deutſchen Vaterlandes er⸗ 
forderlich erſcheint, mit den gleichen Laſten zu belegen, die ſich dazu 
bei ihr noch ſchärfer auswirken müſſen? 


Die Klagen über die ungeheuren Steuerlaſten ſind ja nicht neu. 
Auf Einzelheiten brauche ich mich nicht einzulaſſen. An Hand von 
Geſchäftsvorfällen des Buchprüfungsamtes und der Steuerberatungs⸗ 
ſtelle meiner Kammer möchte ich Ihnen jedoch an Beiſpielen kurz die 
zahlenmäßige Belaſtung von Induſtrie und Handel erläutern. 


Betrieb I 
Einzelhandel, größerer Betrieb nach oſtpreußiſchen Verhältniſſen 


gemeſſen mit Grundſtück 
Familienſtand: Verheiratet, 2 Kinder. 


Aktiven: 

1 SGründſt kt 

2. Sonſt iges 80 000,.— 150 000,— 
Paſſiven: 

1. Aufwertungs hypothek. . 20. 000,— 

2. Sonſt iges 10000, 30 000,— 
Reinders gen 1290009 

m 

Amann.. OO 
Gewinn ohne Berüdfichtigung der Steuern.. 25000,— 
Perjona A a a eee 10,— 
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Die Steuerbelaſtung gejtaltet fic) wie folgt: 
Bruttoertrag 25 000,— 


1. Amſatzſteuer 34 % v. 200000,— 1500,— 
2. Grundvermögensſteuer: 2,40 °/oo 
DON 70000 1868. 
3. Städt. Zuſchlag zu Nr. 2: 250% 420,— 
4. Hauszinsſteuer . . 1932— 
5. Berufsſchulbeiträge: 10 X 6,40 64,— 
6. Gewerbekapitalſteuer (Gewerbe- 
kapital 70000,—) . . . . . 72,80 5 156,80 


verbleibt 19843,20 
u. 3% Zinſen von 20 000,— Aufwertungshypothek 600,— 
ſteuerpflichtiger Gewerbeertrag 20 443,20 


7. Gewerbeertragsſteuer . . . 2571,— 
19 843,20 

<=--257/5— 

gu verſteuerndes Einkommen 17 270,— 


8. Ginfommenfteuer . . « « « ee 1 820,50 
9. Vermögensſteuer 5 "foo bon 120000,— . . . . 600,— 
Bruttoertrag 25 000,— 


Steuerbelaſtung: 
2; 199 
77 ͤ SRO OV ee 
Be Gains BCE DI 
9 . . .  600,— 10 148,30 


Kirchenſteuer, ſoziale Abgaben und indirekte Steuern find nod 
nicht in Abzug gebracht. In einem Platze ungefähr gleicher Größe 
jenſeits des Korridors, von dem die ſteuerlichen Verhältniſſe bekannt 
ſind, hätte ſich der dem Steuerpflichtigen nach Abzug der Steuern 
verbleibende Reſt rund 2000 RM. höher geſtellt. 


Betrieb II 
Einzelhandel, kleinerer Betrieb mit Grundſtück 
Familienſtand: Verheiratet, 2 Kinder. 


Aktiven: 

1. Criba... . 30000, — 

2. Gomtiaes mer... . 25000— 55 000,— 
Paſſiven: 

1. Aufwertungs hypothek. . . 10000,— 

2. Sonſtiges 3139000 25 000,— 
nnen o 
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Unger RT ee Eier 70000 
Gewinn ohne Berüdfichtigung der Steuern . 7000,— 
Peron!!! r 3, 


Die Steuerbelaſtung geftaltet ſich wie folgt: 
Bruttoertrag 7000,— 


1. Amſatzſteuer 34 % v. 70000— . 525,— 
2. Grundvermögensſteuer: 2,40 %oo 
von 30000 8 72,— 
3. Städt. Zuſchlag zu Nr. 2: 250% 180,— 
4. Hauszinsſteueer . .  828,— 
5. Berufsſchulbeiträge 3X 6,40 . . 19,20 
6. Gewerbekapitalſteuer (Gewerbe⸗ 
kapital 10000,—) . .  120,— 1744,20 
5 255,80 
u. 3% Zinſen v. 10000,— 300,— 
ſteuerpflichtiger Gewerbeertrag 5 555,80 
7. Gewerbeertragsſ teuer 337,50 
5 255,80 
— 337,50 
zu verſteuerndes Einkommen 4 918,30 
8. Einkommenſteuer ae at 319,80 


9. Vermögensſteuer 3% von 30 000 He 90,— 
Bruttoertrag 7000,— 


Steuerbelaſtung: 
%% era TE © Lo 
2 0 
888» A A 
9 5 90,— 2 491,50 


dem Gteuerpflichtigen verbleibender Reſt 4 508,50 


Kirchenſteuer, ſoziale Abgaben und indirekte Steuern ſind noch 
nicht in Abzug gebracht. 


Nicht jo ungünſtig ſtellt ſich das Bild bei Betrieben ohne Grund⸗ 
ſtücke. Oſtpreußen gibt zwar ſeinen Aberſchuß an ungelernten und 
gelernten Arbeitern an das übrige Reich ab, während im Gegenſatz 
dazu die Gewerbetreibenden beſonders ſeßhaft ſind. Gerade die 
kleinen Betriebe, welche das Gros der Wirtſchaft in den kleinen 
Städten Oſtpreußens ausmachen, find meiſt im Beſitze von Grund- 
ſtücken. Infolgedeſſen bedeutet die gegenwärtige Steuergeſetzgebung 
eine beſonders ſcharfe Erfaſſung gerade der oſtpreußiſchen Wirtſchaft. 


Jedenfalls aber beweiſen die angeführten Beiſpiele einen außer⸗ 
ordentlichen Steuerdruck, der ſelbſt bei ſparſamſtem Eigenverbrauch 
die uns nach der Inflation jetzt ſo notwendige Kapitalbildung unter⸗ 
bindet. Es iſt ferner ein offenes Geheimnis, daß trotz großen Am⸗ 
Tages und guter Beſchäftigung ein erheblicher Prozentſatz der Be⸗ 
triebe in Induſtrie und Handel lediglich die Ankoſten deckt oder nur 
einen geringen Gewinn abwirft. Wieviele Betriebe mögen es daher 
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in ganz Oſtpreußen fein, die derartige Einnahmen überhaupt auf⸗ 
weiſen, die in den vorerwähnten Beiſpielen von der Steuerberatungs⸗ 
ſtelle meiner Kammer feſtgeſtellt ſind? Wie ſich aber gar die Ver⸗ 
hältniſſe bei einem Amſchwung der Konjunktur geſtalten werden, 
iſt noch nicht erkennbar. 

Der Druck der Reichs- und Staatsſteuern trifft alle Betriebe des 
Reichs gleichmäßig. Dagegen ift die Belaſtung durch die kommu- 
nalen Steuern, die Zuſchläge zur Gewerbeſteuer und Grund- 
vermögensſteuer verſchieden. 

Am die verſchiedene Höhe der Realſteuer-Belaſtung der Kom⸗ 
munen nachzuweiſen, werden vielfach die Steuerzuſchläge gegenüber⸗ 
geſtellt. Meine Herren, eine derartige Gegenüberſtellung ergibt kein 
klares Bild. Beiſpielsweiſe erhebt eine Stadt 700 Gewerbeſteuer⸗ 
Zuſchlag und 200% Grundvermögensſteuer⸗Zuſchlag, während eine 
andere nur 600 % Gewerbeſteuer⸗Zuſchlag und 250% Grundver⸗ 
mögensſteuer⸗Zuſchlag erhebt. Man ſieht die Gemeinde mit 700 % 
Gewerbeſteuer⸗Zuſchlag als höher belaſtet an, als diejenige mit 600 % 
Gewerbeſteuer⸗Juſchlag, während vielleicht die letztere einen höheren 
Steuerdruck erzeugt infolge des höheren Grundvermögensſteuer⸗ 
Zuſchlages. Ich habe mich infolgedeſſen bemüht, von möglichſt vielen 
Städten in Preußen das Gewerbeſteueraufkommen und das Grund- 
vermögensſteueraufkommen für 1926 zu beſchaffen, und die Summe 
dieſes Aufkommens durch die Einwohnerzahl dividiert, um auf dieſe 
Weiſe eine Kopfbelaſtung durch Realſteuerzuſchläge der Städte zu 
ermitteln. Mein Bemühen in die Tat umzuſetzen, war nicht ſo ganz 
einfach, weil die Städte auf Anweiſung des Deutſchen Städtetages 
mit ihren Angaben zurückhalten, und zwar insbeſondere den Induſtrie⸗ 
und Handelskammern gegenüber. Denn infolge des Anhörungsrechts 
der Induſtrie- und Handelskammern ſehen die Städte in den Kam⸗ 
mern ſehr unbequeme Kritiker. Trotzdem ſteht mir heute doch noch 
eine Statiſtik von 236 Städten für das Jahr 1926 zur Verfügung. 
Ich möchte gleich bemerken, daß ich den Wert dieſer Statiſtik trotz der 
außerordentlichen Arbeit, die in ihr ſteckt, nicht allzu hoch ver⸗ 
anſchlagen kann und deshalb Folgerungen aus ihr nur mit Vorſicht 
ziehen kann, da beiſpielsweiſe die Mitteilung über manche Städte, 
die ich von zwei verſchiedenen Quellen bekam, mitunter abwich. Auch 
muß berückſichtigt werden, daß ein hohes Soll des Haushaltsplanes, 
auf den ich meiſt zurückgegriffen habe, fic in der Praxis nicht jo ſtark 
auswirkte, weil die Stadt ſpäter Steuerermäßigungen oder in hohem 
Amfange Stundungen gewährte oder von der Erhebung der Berufs⸗ 
ſchulbeiträge abſah und dieſe durch die Gewerbeſteuererträge deckte. 
Jedenfalls müſſen die Ergebniſſe meiner Statiſtik, die ſich übrigens 
auch auf eine ganze Reihe anderer Fragen bezogen hat, außer denen 
des Aufkommens an Realſteuern nur vorſichtig aufgenommen werden. 

Ich kann auch ferner nicht die Durchſchnittskopfbelaſtung an 
Realſteuern in ganz Preußen Oſtpreußen gegenüberſetzen, weil Ge⸗ 
biete mit hoher induſtrieller Entwicklung ganz andere Einkommen 
zeitigen und Vermögen zur Verfügung haben, als rein agrariſche 
Provinzen. 

Es iſt mir aber gelungen, das Realſteueraufkommen aller 24 Städte 
der Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen zu ermitteln. Die wirtſchaftliche 
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Struktur der Grenzmark aber ijt ähnlich der oſtpreußiſchen. Aus 
Oſtpreußen ſtehen mir leider nur die entſprechenden Zahlen von 
27 Städten zur Verfügung. Es fehlen insbeſondere die Zahlen aus 
dem Allenſteiner Bezirk. Ich bedauere das lebhaft! Denn gerade 
Süd⸗Oſtpreußen hat immer über beſonders hohen Realſteuerdruck der 
Gemeinden geklagt. Obwohl mir gerade der Allenſteiner Bezirk fehlt, 
ſpricht ein Vergleich der 27 oſtpreußiſchen Städte mit den 24 Städten 
der Grenzmark für eine ſtärkere Belaſtung Oſtpreußens. In Oft- 
preußen entfallen nämlich auf den Kopf der Bevölkerung an ſtädti⸗ 
ſchen Realſteuern 16,55 RM., während auf die Grenzmark nur 
13,15 RM. kommen. Die niedrigſten Kopfbelaſtungen von Städten 
der Grenzmark belaufen ſich auf 5,55 AM. (Tirſchtiegel), 6,75 RM. 
(Landed), 7,15 RM. (Baldenburg) und 8,80 RM. (Hammerſtein). 
Demgegenüber weiſen die niedrigſten Kopfbelaſtungen in Oſtpreußen 
Biſchofswerder mit 11,20 RM. und Tolkemit mit 11,30 RM. auf. 


Alſo ausgerechnet zwei Städte, die ſich anerkanntermaßen in 
einer wirtſchaftlich ſchwierigen, vielleicht der ſchwierigſten Lage Oſt⸗ 
preußens befinden. Biſchofswerder iſt durch den Friedensvertrag 
auf drei Seiten von ſeinem Hinterlande entblößt und hatte ſeit In⸗ 
krafttreten des Verſailler Diktats bis vor zwei Fahren nicht einmal 
Bahnverbindung. In Tolkemit ijt die Steuerſchraube anerkannter⸗ 
maßen bis zum äußerſten angeſpannt. Der Haushaltsplan iſt kaum 
im Gleichgewicht zu halten. Der Kreis hat ſich bereits veranlaßt 
geſehen, der Stadt die Kreisſteuern zu erlaſſen. Die Beobachtung 
mit Biſchofswerder und Tolkemit beweiſt nicht etwa, daß die Kopf⸗ 
belaſtung überhaupt kein Maßſtab für die Höhe der Realfteuer- 
belaſtung geben kann, ſondern daß der Druck der Realſteuerbelaſtung 
von den Einkommens- und Vermögensverhältniſſen abhängig iſt, oder 
anders ausgedrückt, daß dort, wo große Einkommen und 
Vermögen vorhanden ſind, die Städte die Steuer- 
ſchrauben höher anziehen dürfenals in armen Gegen- 
den und Gegenden mit geringem Einkommen. 


Ein Vergleich mit dem Reich aber zeigt, daß Induſtrie und 
Handel Oſtpreußens ſich in lie beide ungünſtigen Einkommens⸗ 
und auch Vermögensverhältniſſen befinden. Das Februar⸗Heft der 
Zeitſchrift von Wirtſchaft und Statiſtik veröffentlicht die vorläufigen 
Ergebniſſe der Einkommen- und Körperſchaftsſteuer⸗Veranlagung 
für 1925. Eine neuere Statiſtik habe ich leider nicht ermitteln können. 
Die ſteuerbefreiten natürlichen Perſonen, deren Jahreseinkommen 
unter 1100 RM. bleibt, find in dieſer Aberſicht nicht enthalten. Die 
Einkünfte ſtellen daher zwar nicht das geſamte volkswirtſchaftliche 
Einkommen der natürlichen Perſonen dar, ſondern nur das für die 
Beſteuerung ermittelte Einkommen. Immerhin iſt der Vergleichs⸗ 
maßſtab gegeben. Danach hatte im Jahre 1925 im Deutſchen Reich 
ein Gewerbebetrieb im Durchſchnitt ein Einkommen von 3095 RM., 
im Landesfinanzamtsbezirk Königsberg dagegen nur 2341 RM. Das 
Einkommen oſtpreußiſcher Betriebe von Handel und Gewerbe war 
alſo im Durchſchnitt faſt ein Viertel niedriger als im Durchſchnitt im 
Reich. Der Landesfinanzamtsbezirk Königsberg war 
aber auch — und das iſt beſonders bedeutſam — derjenige, der 


35 


das niedrigſte Durchſchnittseinkommen des Gteuer= 
pflichtigen aufweiſt. : 

Die Gtatiftit der Körperihaftsfteuer = Veranlagung ſpricht noch 
ſtärker zu Ungunften von Oſtpreußen. Im Durchſchnitt hatte eine 
juriſtiſche Perſon im Reich 1925 ein Einkommen von 52 955 RM., in 
Oſtpreußen dagegen nicht einmal die Hälfte, nämlich 24177 RM. 
= bier ſteht der Landesfinanzamtsbezirk Königsberg an unterfter 

elle. 

Die Feſtſtellung für die Körperſchaftsſteuer⸗Veranlagung hat auf 
mich nicht einen ſo durchſchlagenden Eindruck gemacht, wie das Zurück⸗ 
bleiben der Einkommensverhältniſſe der natürlichen Perſonen in Oſt⸗ 
preußen. Denn es fehlt unter den juriſtiſchen Perſonen in Ojt- 
preußen infolge ſeiner anders gearteten wirtſchaftlichen Struktur an 
großen Betrieben, die gerade die hohen Einkommen zeitigen. 

Das Landesfinanzamt Königsberg hat mir gütiger Weiſe für 
1926/27 das Aufkommen an Steuern im Reich und in Oſtpreußen 
zugängig gemacht. Auch dieſe Zahlen beweiſen, wieviel ungünſtiger 
die Einkommensverhältniſſe in Oſtpreußen liegen als im Durchſchnitt 
des Reichs. Aus den Steuerzahlen für 1926/27 konnte ich errechnen, 
daß auf den Kopf der Bevölkerung im Reich an Lohnabzug 17,55 RM., 
in Oſtpreußen dagegen nur 6,80 RM., an ſonſtiger Einkommenſteuer 
im Reich 17,05 RM., in Oſtpreußen dagegen nur 5,03 RM. aufge⸗ 
bracht worden ſind. Danach müſſen — auf den Kopf der Bevölke⸗ 
rung gerechnet — die Einkünfte in Oſtpreußen nur ein Drittel ſo hoch 
ſein wie im Reich. 

Naturgemäß ſind die Zahlen für die Körperſchaftsſteuer geradezu 
kataſtrophal für Oſtpreußen. Während im Reich auf den Kopf der 
Bevölkerung 6,11 RM. entfallen, ſind es in Oſtpreußen nur 0,92 RM. 

Auf den Kopf der Bevölkerung gerechnet, liegen alſo die Ein- 
kommensverhältniſſe in Oſtpreußen noch ungünſtiger, als wenn man 
die Laſten auf die Steuerpflichtigen umlegt. Es iſt nicht anzunehmen, 
daß Oſtpreußen in größerem Amfange als das übrige Reich Perſonen 
ohne Einkommen mit durchſchleppt. Die Erklärung findet ſich viel⸗ 
mehr in der Tatſache, daß in größerem Amfange als ſonſt im Reid 
Perſonen vorhanden find, deren Einnahme noch in die ſteuerfreie Ein- 
kommensgrenze fällt. 

An Amſatzſteuer brachte — auf den Kopf der Bevölkerung ge- 
rechnet — das Reich 13,86 RM., Oſtpreußen jedoch nur 6,62 auf. Es 
blieb alſo der Amſatz, pro Kopf der Bevölkerung gerechnet, um die 
Hälfte hinter dem Durchſchnitt des Reiches zurück. 

Auch ein Vergleich der Bermögensperhältniſſe Ojtpreu- 
fens beweiſt feine geringere Leiſtungsfähigkeit auf ſteuerlichem Gebiet. 
Das ſtatiſtiſche Jahrbuch für den Freiſtaat Preußen für 1927 enthält 
die Ergebniſſe der Reichsvermögensſteuer- Veranlagung für das 
Kalenderjahr 1924 nach dem Stande vom 31. Dezember 1923. Aus 
den im Jahrbuch veröffentlichten Zahlen habe ich berechnet, daß ſich 
das gewerbliche Betriebsvermögen auf den Kopf der Bevölkerung in 
ganz Preußen im Durchſchnitt auf 865 RM., in Oſtpreußen dagegen 
auf nur 285 RM. belief. Der oſtpreußiſche Durchſchnitts⸗-Gewerbe⸗ 
treibende iſt alſo nur ein Drittel fo wohlhabend, als der Durchſchnitts⸗ 
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Gewerbetreibende in ganz Preußen. Allerdings gibt es in Preußen 
Gebiete, deren gewerbliches Durchſchnittsvermögen noch geringer iſt 
als in Oſtpreußen. Das beſagt aber nicht etwa, daß andere Landes- 
teile ungünſtiger als Oſtpreußen geſtellt ſind. Oſtpreußen zehrt viel⸗ 
mehr von dem Vermögen, das es ſich in jahrzehntelanger Friedens⸗ 
arbeit erarbeitet hat. Sein Einkommen aber hat infolge der ſchwie⸗ 
rigen Lage, in die es unverſchuldet durch den Verſailler Vertrag 
geraten iſt, erheblich nachgelaſſen. 

An dem Beiſpiel von Biſchofswerder und Tolkemit, das trotz 
niedrigſter Kopfbelaſtung mit kommunalen Realſteuern unter einem 
unerträglichen Steuerdruck ſeufzt, erſieht man, wie ich ausgeführt habe, 
daß Gegenden mit niedrigeren Einkünften und Vermögen keinen ebenſo 
hohen Steuerdruck wie andere vertragen. Die Grenze des Möglichen 
in der Steuerbelaſtung iſt alſo in ärmeren Gegenden viel eher gegeben. 
Wenn für das Reich im allgemeinen bereits feſtgeſtellt wird, daß der 
Steuerdruck die Grenze des Erträglichen erreicht hat, ſo muß eine 
Provinz, deren Einnahme- und ſchließlich auch Vermögens⸗Verhält⸗ 
niſſe derartig ungünſtiger ſind als im Durchſchnitt des Reichs, außer⸗ 
ſtande ſein, den geforderten Steuerdruck auszuhalten. 

Für die Gewerbebetriebe iſt endlich auch der Preis von Gas, 
elektriſchem Licht und Strom von Bedeutung. Niedrige 
Kommunalſteuerzuſchläge können durch hohe Strom- und Lichtpreiſe 
ausgeglichen werden. Die entfernte Lage Oſtpreußens don den 
Kohlenproduktionsſtätten läßt höhere Gas- und Elektrizitätspreiſe er⸗ 
warten. And dieſe Vermutung ſtimmt auch. 

Mir ſind die Gaspreiſe von 280 Städten im Reich und von 36 
Städten in Oſtpreußen nach dem Stande vom 1. Juli 1927 bekannt. 
Auf Grund dieſer Unterlagen ſtellt ſich der Kubikmeter Gas durch⸗ 
ſchnittlich im Reich auf 20 Pfg. und in Oſtpreußen auf 23 Pfg. 

Eine Gegenüberſtellung von 480 Städten im Reich und 36 
Städten in Oſtpreußen ergibt einen Durchſchnittspreis für elektriſches 
Licht im Reich von 45 Pfg. und in Oſtpreußen von 51 Pfg., und von 
Kraftſtrom im Reich von 19 Pfg. und in der dee von 30 Pfg. pro 
Kilowattſtunde nach dem Stande von Oktober dieſes Jahres. 

git Oſtpreußen ſchon infolge ſeiner geringeren Vermögens- und 
vor allem ſeiner geringeren Einkommens ⸗Verhältniſſe nicht in der 
Lage, dem Steuerdruck aus Feindeshand ſtandzuhalten, ſo iſt weiter 
auch zu berückſichtigen, daß Konjunkturſchwankungen ſich in 
Oſtpreußen jetzt ſchwerer fühlbar machen als im Reich, während ſonſt 
rein agrariſche Gebiete eine größere wirtſchaftliche Stetigkeit aufzu⸗ 
weiſen pflegen. Der Herr Oberpräſident, Herr Miniſterialrat Sjö⸗ 
berg, Herr Präſident Laajer und Herr Dr. Skibbe haben ſich darüber 
eingehend bereits ausgelaſſen. Ich möchte in Ergänzung der Aus- 
führungen meiner Herren Vorredner als Beweis für ihre Richtigkeit 
auf die Ergebniſſe hinweiſen, die eine Gegenüberſtellung der gerichtlich 
behandelten Zahlungseinſtellungen (Konkurſe und Geſchäftsaufſichten) 
in dem Deflationsjahr 1925 zeitigt. Nach der ſchon einmal erwähnten 
Zeitſchrift „Wirtſchaft und Statiſtik“ ſind im Jahre 1925 im Deutſchen 
Reich 11184 Konkurſe eröffnet und 5908 Geſchäftsaufſichten ange⸗ 
ordnet worden. Insgeſamt waren alſo 1925 im Reiche 17 092 gericht⸗ 
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lich behandelte Zahlungseinſtellungen vorhanden. Nach den Ber= 
öffentlichungen in der Oſt⸗ und Weſtpreußiſchen Wirtſchaftszeitung 
ſind in Oſtpreußen im Jahre 1925 439 Konkurſe eröffnet und 120 Ge⸗ 
ſchäftsauſſichten angeordnet worden. Insgeſamt find alſo in Oſtpreu⸗ 
Ben 559 Zahlungseinſtellungen gerichtlich behandelt worden. Wenn 
man berückſichtigt, daß nach der Zählung vom 12. Juni 1907 (Stati⸗ 
ſtiſches Jahrbuch 1924/25, Seite 13) im Reiche in ſeinem jetzigen Am⸗ 
fange 13 680 818 Erwerbstätige, in Oſtpreußen in ſeinem jetzigen Am- 
fange 282 082 Erwerbstätige vorhanden ſind, ſo iſt im Jahre 1925 
im Reich von je 796 in Induſtrie, Handel und Verkehr erwerbstätigen 
Perſonen, in Oſtpreußen bereits von je 505 eine von den Zahlungs- 
einſtellungen betroffen worden. Auf dieſe größere Empfindlichkeit des 
er apace muß m. E. gleichfalls der Steuerdruck Rückſicht 
nehmen. 


Es iſt mir klar, daß eine Sonderbehandlung Oſtpreußens durch 
Reichsſteuern nicht möglich iſt. Wohl aber kann eine Einſchränkung 
der variablen Steuern, welche die Kommunen auferlegen, erfolgen. 
Leider aber werden die Realſteuerzuſchläge der Kommunen im Laufe 
der Jahre immer höher. Gegenüber 1926 a. eine große Zahl von 
oſtpreußiſchen Städten eine Erhöhung 1927 auf. And doch ijt gerade 
eine Erhöhung der Anteile an Reichsſteuern an die Länder und Kom- 
munen erfolgt lediglich zu dem Zwecke, um eine Senkung der Real= 
ſteuerzuſchläge herbeizuführen. Der $ 4a des Reichsfinanzausgleichs⸗ 
geſetzes vom 9. April 1927 legte den Ländern die Pflicht auf, die Real⸗ 
ſteuern um dasjenige zu ſenken, was ſie an Aberweiſungen über 
4,2 Milliarden hinaus erhalten; auch im vorläufigen Entwurf des 
Steuervereinheitlichungsgeſetzes wurde eine Senkung aller Realſteuern 
um 20 % gegenüber 1926 als notwendig bezeichnet. Die Beſoldungs⸗ 
reform und mehr oder minder wichtige kommunalpolitiſche Aufgaben 
aber veranlaſſen die Städte, mit Nachtragsforderungen hervorzu- 
treten und die Steuerzuſchläge gegenüber dem Voranſchlag zu erhöhen. 
Derartigen Forderungen muß m. E. ganz entſchieden entgegengetreten 
werden. Andererſeits kann nicht geleugnet werden, daß die Aufgaben 
der Kommunen gerade im letzten Jahr ſtark gewachſen ſind. Ich er⸗ 
innere nur daran, daß die Stadt Inſterburg ihre Schulausgaben von 
547 000 RM. im Jahre 1926 auf 627 000 RM. erhöhen mußte. Ab⸗ 
geſehen davon, daß derartige Ausgaben für Schulzwecke für eine Stadt 
von rund 40 000 Einwohnern recht erheblich iſt, iſt noch ein beſonderer 
Zuſchuß von 140 000 RM. für die Berufsſchulen und die Handels- 
ſchulen vorgeſehen. 


Wenn alſo eine Senkung der Realſteuerzuſchläge nicht zu erzielen 
ſein wird, ſo muß doch mindeſtens dafür geſorgt werden, daß eine Er⸗ 
höhung der Realſteuerzuſchläge nicht eintritt. Am den Gemeinden die 
erforderlichen Mittel zur Verfügung zu ſtellen, müſſen daher die An⸗ 
teile an Reichsſteuern, die den oſtpreußiſchen Städ⸗ 
ten überwieſen werden, eine weſentliche Erhöhung 
erfahren. Dieſes Benefizium darf jedoch nur ſolchen Städten zu⸗ 
teil werden, die ihre Steuerzuſchläge nicht weiter erhöhen. Durch 
dieſe oder eine noch näher feſtzulegende Bedingung iſt die durchaus 
notwendige Einſchränkung in den Ausgaben der Kommunen zu er= 
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zielen. Es muß jedenfalls dahin gewirkt werden, daß die Erhöhung 
der Anteile an Reichsſteuern der Wirtſchaft zugute kommt. 

Gerade die Realſteuerzuſchläge ſind es, welche dem einzelnen 
Gewerbetreibenden den Steuerdruck ſo unerträglich erſcheinen laſſen. 
Bei ihnen muß daher der Hebel angeſetzt werden. 

Eine Belaſtung, die Induſtrie und Handel vor dem Kriege nicht 
gekannt haben, find die Berufsſchulbeiträge. In der Vor⸗ 
kriegszeit aber tat Preußen für das Fortbildungsſchulweſen in den 
politiſch gefährdeten Gebieten etwas ganz Beſonderes. Während der 
Staat ſich ſonſt nur mit einem Drittel an den Ausgaben der Fort- 
bildungsſchulen beteiligte, übernahm er in Weſtpreußen und Poſen 
zwei Drittel der Ausgaben, unter gewiſſen Amſtänden ſogar noch mehr. 
Oſtpreußen hat heute die gleichen Aufgaben wie ſeinerzeit vor dem 
Kriege Weſtpreußen und Poſen. Es iſt gleichfalls das Bollwerk 
gegen das vordringende Slawentum. Es iſt daher gerechtfertigt, wenn 
der Staatszuſchuß für die Berufsſchulen in Oſtpreußen erhöht wird. 
Dabei iſt insbeſondere zu berückſichtigen, daß trotz hoher Berufsſchul⸗ 
beiträge in Oſtpreußen das Berufsſchulweſen ſich noch nicht ſo weit 
entwickelt hat wie in den übrigen preußiſchen Provinzen. Wenn die 
Provinz Oſtpreußen gefördert werden ſoll, ſo iſt es gerechtfertigt, daß 
der Zuſchuß, welchen der Staat nach der Kopfzahl der Schulpflichtigen 
leiſtet, für die oſtpreußiſchen Gemeinden hinaufgeſetzt wird. Nach 
der Verordnung vom 30. Auguft d. Is. gewährt der Staat einen 
Mindeſtzuſchuß von 20 RM. für jeden Schulpflichtigen, von dem 
jedoch allerlei Abzüge erfolgen. Wird dieſer Zuſchuß um 10 bis 
20 RM. erhöht, ſo erfährt Oſtpreußen damit eine Anterſtützung ſeines 
kaufmänniſchen und gewerblichen Bildungsweſens, deſſen es zur Ent⸗ 
wickelung der Provinz zweifellos bedarf. 

Aber auch für die Berufsſchulen beſteht die Gefahr, daß trotz er⸗ 
höhten Staatszuſchuſſes die Berufsſchulbeiträge, welche die Wirt⸗ 
ſchaft aufbringen muß, erhöht werden. Die Vertreter der Wirtſchaft 
in den einzelnen Städten haben oft gegen ein übermäßiges Hinauf⸗ 
ſetzen der Berufsſchulbeiträge anzukämpfen. Deshalb ſollen m. E. 
nur diejenigen oſtpreußiſchen Berufsſchulen den erhöhten Staats- 
zuſchuß erhalten, deren Vorſtände mit den vorhandenen Mitteln haus 
halten und nicht die Berufsſchulbeiträge erhöhen. 
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Die Kreditverhältniffe in Oſtpreußen. 


Bon 
Syndikus Dr. Skibbe, Allenſtein. 


Ich darf einige Feſtſtellungen über Beſonderheiten unſe⸗ 
res Kreditbedarfs vorausſchicken: Daß unſere Wirtſchaft zu 
Ende der Inflation zwar erheblich an Subſtanz eingebüßt hatte, im 
übrigen aber ſchuldenfrei war, ijt bekannt. Hierin unterſcheidet 
ſich Oſtpreußen nicht von anderen Landesteilen. Daß unſere Wirt⸗ 
ſchaft zwei Jahre nach der Stabiliſierung der Währung ſchon ſo tief 
verſchuldet war, gilt nicht in gleichem Maße ſo allgemein von 
anderen Bezirken. Bedeutungsvoll dabei iſt, daß gerade in den 
Grenzgebieten Oſtpreußens, wo die Inflation keineswegs eine größere 
Aufblähung der Wirtſchaft mit ſich gebracht hat als in anderen Be⸗ 
zirken, doch eine geradezu beiſpielsloſe Bereinigung der Wirt⸗ 
ſchaft im Wege von Konkurſen ſtattfand. In keinem Landesteil 
haben wir in den Jahren 1924/25 eine relativ auch nur annähernd jo 
hohe Zahl von Konkurſen zu verzeichnen. 

And trotz dieſer ſchärferen Bereinigung als anderweit heute 
dieſe Verſchuldung in einzelnen Wirtſchaftszweigen und dennoch 
dieſe Betriebsmittelarmut. Dafür gibt es nur eine Erklärung. 
Die oſtpreußiſche Verſchuldung iſt z. T. eine Zinsverſchuldung. Die 
hohen Zinsverpflichtungen, die teils aus Ankenntnis der Tragweite, 
teils zwangsläufig eingegangen ſind und nicht erfüllt werden konnten, 
erhöhten die Verſchuldung. Dennoch oder gerade darum blieb das 
geliehene Kapital unzureichend für die Betriebsführung oder gar die 
Entſchuldung. So haben wir heute den Zuſtand, daß trotz einer etwa 
gleich hohen Verſchuldung beſtimmter Wirtſchaftszweige wie vor dem 
Kriege überall ein Betriebskapitalmangel ohnegleichen herrſcht. 

Daß die Inflation über die wahre Lage der Wirtſchaft hinweg⸗ 
täuſchte, iſt eine für alle Teile des Reichs allgemein gültige Tatſache. 
Aber kein Landesteil iſt aus der Inflation aufgewacht mit einem der⸗ 
artigen Erſchrecken über die falſche Beurteilung feiner Lage wie Oft- 
preußen. Denn welch ein Verhängnis der polniſche Korridor für 
unſere oſtpreußiſche Wirtſchaft darſtellt, darüber ſind wir uns im 
Grunde mit Entſetzen erſt nach der Stabiliſierung der Währung klar 
geworden. Erſt damals wurden wir gewahr, — und das iſt hier das 
Entſcheidende — daß unſere oſtpreußiſche Wirtſchaft einen ganz an⸗ 
deren und viel ungünſtigeren Standort hat, als uns die Frachtenentwer⸗ 
tung vorgetäuscht hatte. Dieſer fundamentale Irrtum über die 
Standortsverhältniſſe iſt mit eine wichtige Arſache unſerer heutigen 
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Kreditnot. And zwar aus folgenden Gründen: Die Inflation 
hat überall in Deutſchland einen Verluſt der Betriebskapitalien, aber 
eine relative Stärkung des Anlagekapitals, des Beſtandes an Ge- 
bäuden und Maſchinen zur Folge gehabt. In Oſtpreußen, und ins- 
beſondere in den Grenzgebieten, geſchah die relative Stärkung des 
Anlagekapitals zum mindeſten in beſtimmten Induſtriezweigen nutzlos. 
Ich möchte nur auf eins hinweiſen: man hat in der Provinz z. T. große 
Sägewerke und Mühlen an Stellen aufgebaut, wo ſie heute abſolut 
nicht rentabel ſein können, weil nur unter den Verhältniſſen, die die 
Inflation vortäuſchte, billig Rohſtoffe dorthinzubekommen waren. 
Während ſo anderweit nur liquide Mittel entwerteten, wurden bei 
uns auch Sachwerte wertlos. Bei uns war infolgedeſſen die Ratio⸗ 
naliſierung nicht wie anderweit z. T. eine Amſtellung, ſondern mehr 
oder weniger eine Abſtellung und Neuaufbau an anderer Stelle. Die 
Zuführung von Krediten hatte bei uns alſo nicht nur die Aufgabe, die 
mangelnden Betriebsmittel zu erſetzen, ſondern auch der Inveſtition 
von Anlagen zu dienen. Das bedeutete aber einen relativ viel ſtär⸗ 
keren Kreditbedarf, als er anderweit vorhanden war. 


Ein erhöhter Betriebskreditbedarf ergibt ſich u. a. aber auch noch 
aus den höheren Frachten, die Oſtpreußen gerade für das tote Korri- 
dor⸗Gebiet zu tragen hat, das ihm als Markt verloren iſt, und um 
deſſen Ausdehnung ſich ſeine Frachtraten erhöhten. And ferner iſt 
eins zu bedenken: Nirgends in Deutſchland ſind Induſtrie, Handel 
und Handwerk ſo abhängig von der Kaufkraft und Zahlungsfähigkeit 
der Landwirtſchaft wie in Oſtpreußen. Der Landwirt und zumal 
der oſtpreußiſche aber erntet nur einmal im Jahr. Nur einmal im 
Jahr iſt deshalb im Grunde bei ihm Zahltag. Das ganze übrige Jahr 
hindurch aber trägt das oſtpreußiſche Gewerbe die Kreditlaſt des 
fehlenden landwirtſchaftlichen Betriebskapitals. 


Vor dem Kriege, wo der Landwirt auch ſchon verſchuldet und das 
ganze Jahr über ſchlecht bei Gelde war, bewirkten bei uns in den 
Grenzbezirken die großen Garniſonen in der Zwiſchenzeit als bar⸗ 
zahlende Abnehmer eine Kreditentlaſtung bei Handel und Gewerbe. 
Dieſe großen Garniſonen ſind heute nicht mehr vorhanden. Der 
Militärfiskus und ſeine Bedienſteten treten heute lange nicht mehr im 
felben Amfange als Kunde und Barzahler auf. Anſere Induſtrie ¡ft 
unbedeutend. Ihre Arbeiterſchaft iſt als Kunde nicht zu rechnen. 
Außerdem iſt ſie gleichfalls ſo zurückgegangen. Man denke nur an 
die nahezu abgeſtorbene Landmaſchinen⸗Induſtrie. 


Iſt ſo der Staat in der Geſtalt des Militärfiskus nicht mehr 
ein Faktor der Kreditentlaſtung, fo beansprucht er doch einen 
weit größeren Zipfel als früher an der Barmitteldecke mit ſeinen 
Steuerforderungen. Aber die Steuern iſt heute ſchon geſprochen 
worden. Hier nur die Feſtſtellung, daß in der Stadt Allenſtein allein 
die ins Handelsregiſter eingetragenen Firmen nur mit dem Mehr an 
Gewerbeſteuern, das ſie gegenüber der Vorkriegszeit zahlen, Kredite 
in Höhe von etwa 4 bis 4,5 Millionen Mark zu heutigen Zinsſätzen 
verzinſen könnten. Was an Steuerkraft geleiſtet wird, fehlt an Zins⸗ 
kraft — ſchwächt alſo die Betriebsmittel nicht nur unmittelbar, 
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ſondern mindert auch die Möglichkeit der Verzinſung und der Ent- 
ſchuldung. 


Bei dieſer Sachlage iſt es kein Wunder, wenn der Landwirt, aber 
auch der Gewerbetreibende, ſeine Zinſen wenigſtens z. T. ſchuldig 
bleibt. Das geſchah ganz beſonders in der Zeit, wo es Realkredite 
überhaupt noch nicht gab und jene überaus teuern kurzfriſtigen Dar⸗ 
lehen aufgenommen wurden, die dann weder verzinſt, noch getilgt 
werden konnten. Auch heute noch ſpielen ſolche „ſchwebenden“ Schul⸗ 
den eine Rolle, zumal jetzt, wo die Möglichkeit, Realkredite zu er⸗ 
halten, wieder gänzlich geſchwunden zu ſein ſcheint. In den Jahren 
1924 und 1925 find Zinſen von 20—48 % gar keine Seltenheit ge⸗ 
weſen. Gerade die hohen Zinſen mußten aber, weil ſie nicht bezahlt 
werden konnten, dem Kapital zugeſchlagen werden und ſind ſo einer 
der ſtärkſten Verſchuldungsfaktoren. Nach den ſtatiſtiſchen Anter⸗ 
ſuchungen, die wir in der Steuerberatungsſtelle der Induſtrie⸗ und 
Handelskammer Allenſtein an Hand des dort vorliegenden Materials 
an Buchungsunterlagen anſtellen konnten, war zu ermitteln, daß etwa 
15—20 % der Kreditbelaſtung auf ſolche Zinsverſchuldung zurückzu⸗ 
führen iſt. Das iſt der Durchſchnitt. Es gibt aber auch Betriebe, bei 
denen 50 % und mehr der durch Hypotheken abgelöſten kurzfriſtigen 
Schulden, die aus den Stabiliſierungsjahren ſtammen, unbezahlte 
Zinſen ſind. Dabei handelt es ſich um Betriebe, die heute noch exi⸗ 
ſtieren. Wieviele aber ſind ſchon dieſer Zinsverſchuldung in der Zeit 
der „Reinigung“ zum Opfer gefallen! 


Dieſe Entwickelung iſt heute keineswegs abgeſchloſſen. Daß die 
Zinslaſt zu hoch iſt, daß ſie für uns in den Grenzgebieten neben der 
erhöhten Fracht-, der erhöhten Steuer- und der erhöhten Sozial⸗ 
belaſtung nicht geleiſtet werden kann, liegt auf der Hand. Die Grund- 
lagen der oſtpreußiſchen Wirtſchaft haben ſich doch nicht zum Beſſeren 
verändert, die oſtpreußiſche Landwirtſchaft iſt doch nicht ſo viel ren⸗ 
tabler geworden, als in der Vorkriegszeit. Woher ſollen denn aber 
alle dieſe Mehrleiſtungen kommen? Die Verſchuldung geht alſo 
weiter. Wenn nominell die Vorkriegsverſchuldung noch nicht ganz 
erreicht iſt, ſo iſt auf der anderen Seite der Kreditbedarf auch noch 
lange nicht befriedigt. Die Zinslaſt, die die bisherige Verſchuldung 
aber aufbürdet, iſt weit höher als die Vorkriegsbelaſtung. Wir haben 
bei Induſtriebetrieben feſtgeſtellt, daß fie größtenteils wieder an- 
nähernd ſo verſchuldet ſind wie vor dem Kriege. Aber während bei 
Geſamtaktiven von 200 000 M. in der Vorkriegszeit 80 000 M. Schul⸗ 
den einen Zinsbetrag von rund 3500 —4500 M. erforderten, bedeutet 
die gleiche Schuld heute einen Zinſendienſt von 810 000 M. jähr⸗ 
lich. Damit hätte vor dem Kriege eine Schuldſumme von 200 000 
bis 240 000 M. verzinſt werden können. Das heißt alſo, vom Stand⸗ 
punkte der Zinſenlaſt liegt heute die doppelte bis dreifache Verſchul⸗ 
dung vor bei ſolchen Betrieben, bei denen nominell erſt die Vor⸗ 
kriegsbelaſtung erreicht iſt. Die Schlußfolgerung für die Gejamt- 
beurteilung der oſtpreußiſchen Kreditverhältniſſe: Nicht Kredite an ſich 
werden uns helfen, ſondern nur ſolche Kredithilfe, die uns nicht nur 
die Zinſen für künftige, ſondern auch die für die bisherigen Kredite 
weſentlich verbilligt. Die ganze Tragweite dieſer Wahrheit wird ſich 
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erſt auswirken, wenn unſere Zahlungsbilanz auf dem Weltmarkt nicht 
mehr durch Auslandskredite geſtützt werden kann, und wenn wir nur 
noch auf Inlandskredite angewiejen fein werden. Zunächſt aber 
lautet die erſte Frage des Kreditnehmers nicht: Zu welchen Be⸗ 
dingungen wird der Kredit gegeben? ſondern: Wo iſt der Kredit? Denn, 
wie ich ſchon zu Anfang meiner Ausführungen erklärte, der Kapital⸗ 
mangel iſt bei weitem noch nicht gedeckt. Daß Kredite notwendig 
ſind, iſt damit außer Frage geſtellt. Ebenſo ſteht außer Frage, daß 
wir hier in Oſtpreußen und ganz beſonders in den Grenzbezirken die 
notwendigen Kredite nicht erhalten, auch da nicht erhalten, wo hohe 
Zinſen getragen werden können. Das gilt ſelbſtverſtändlich in erſter 
Linie von Realfrediten. Wir haben daher die Frage aufzuwerfen: 
Woran liegt es, daß wir nur in unzureichendem Maße Kredite be⸗ 
kommen, und wie wirkt ſich die Knappheit aus? : 


Bei der Beantwortung der erjten Frage haben wir uns in die 
Seele des Kreditgebers hinein zu verſetzen. Dieſer beurteilt den Be⸗ 
trieb einerſeits nach der Rentabilität und anderſeits nach der Sicher⸗ 
heit. Nach dem bisher Geſagten muß feſtgeſtellt werden, daß die 
Frage nach der Rentabilität eine untergeordnete Rolle geſpielt hat, 
und daß in erſter Linie die Frage nach der Sicherheit bei allen Kre⸗ 
diten, die an die oſtpreußiſche Wirtſchaft gegeben werden, ventiliert 
wird. Dieſe Frage nach der Sicherheit und allerdings auch die nach 
der Rentabilität iſt ſo ſtark abhängig von pſychologiſchen und politi⸗ 
ſchen Momenten, die für Oſtpreußen ins Gewicht fallen und ganz 
beſonders für ſeine Grenzbezirke nachteilig ſind, daß ſich hieraus die 
mangelnde Luſt, Kredite nach Oſtpreußen zu geben, ohne weiteres er⸗ 
klärt. Nach Bezirken, die einmal Kriegsſchauplatz geweſen ſind, oder 
über deren Zugehörigkeit zum Deutſchen Reich eine Volksabſtimmung 
hat entſcheiden müſſen, in denen heute noch nationalpolitiſche Kämpfe 
ſtattfinden, nach dem deutſchen Landesteil, der nur über feind⸗ 
lich geſinntes Ausland erreichbar iſt, nach Landesteilen, die im 
allgemeinen unbekannt ſind, und von deren kultureller Rückſtändig⸗ 
keit ſchnurrige Geſchichten erzählt werden, gibt man naturgemäß viel 
weniger gern Kredite, als nach ſolchen, bei denen der geſchilderte Tat⸗ 
beſtand nicht vorliegt. Da aber Oſtpreußen der einzige deutſche Lan⸗ 
desteil iſt, für den alle dieſe ungünſtigen Verhältniſſe zutreffen, und da 
dieſe ungünſtigen Tatbeſtände in Oſtpreußens Grenzbezirken mitein⸗ 
ander konkurrieren, ſo gibt man überall hin in Deutſchland lieber Kre⸗ 
dite als nach Oſtpreußen, und da auch im übrigen Deutſchland noch 
immer ein Kreditbedürfnis, und zwar ein erhebliches, beſteht, ſo kommt 
Oſtpreußen erſt in allerletzter Linie. Wenn aber nach Oſtpreußen 
Kredite gegeben werden, muß die oſtpreußiſche Wirtſchaft eine Riſiko⸗ 
prämie in Geſtalt erhöhter Zinſen entrichten. Dieſe Rifitoprämie ift 
geradezu meßbar. Sie tritt uns entgegen in der Differenz zwiſchen 
den Zinsſätzen für tägliches und langfriſtiges Geld in Berlin einerſeits 
und in Oſtpreußen anderſeits. Die Induftrie- und Handelskammer 
Allenſtein hat die Zinsſätze in ihrem Kammerbezirk beobachtet und ſie 
in Vergleich geſtellt mit den Zinsſätzen, die in Berlin und in anderen 
wichtigen Orten des Reiches Geltung haben. Ich will Sie mit Zahlen 
nicht langweilen und Ihnen als markante Tatſache nur mitteilen, daß 
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unſere heimiſchen Banken, die uns früher ihre Zinsſätze regelmäßig 
meldeten, ſich in letzter Zeit weigern, uns dieſe Jinsſätze mitzuteilen, 
und zwar ſind zuerſt Kommunalbanken durch „grundſätzliche Er⸗ 
wägungen“ zu dem Entſchluß gelangt, uns die Zinsſätze nicht mehr zu 
melden. Daß eine ſolche Riſikoprämie für die erhöhte Anſicherheit 
verlangt und gegeben wird, ſteht außer Zweifel. M. E. iſt das aber 
eine verhängnisvolle Entwickelung. Denn es iſt ökonomiſch doch offen⸗ 
bar abwegig, einen Schuldner, der ohnehin unſicher iſt, dadurch noch 
zu gefährden, daß man ihm erhöhte Zinſen abnimmt und damit die 
Rentabilität ſeines Betriebes in Frage ſtellt. Das iſt um ſo gefähr⸗ 
licher bei einem Landesteil, deſſen Wirtſchaftsgrundlage, die Landwirt⸗ 
ſchaft, ohnehin notoriſch eine relativ geringere Rentabilität als andere 
Wirtſchaftszweige hat. Wenn wir mit einer Geſamtverſchuldung der 
oſtpreußiſchen Wirtſchaft in Höhe von etwa 600 Millionen ſprechen 
können — ich glaube, daß dieſe Zahl nicht zu hoch gegriffen iſt — ſo 
iſt die Riſikoprämie, die an Mehrzinſen gezahlt wird, auf jährlich 
mindeſtens 10 Millionen Mark zu ſchätzen. Sie kann aber auch ein 
Vielfaches dieſer Zahl betragen. Dabei iſt nicht zu vergeſſen, daß in 
der von mir zu Anfang erläuterten Zinsverſchuldung ſchon eine Riſiko⸗ 
prämie einbegriffen iſt, die nun als Kapitalſchuld ſtändig weiter ver⸗ 
zinſt wird. D. h.: die oſtpreußiſche Wirtſchaft muß den fehlenden Grenz⸗ 
ſchutz, den ihm Reich und Staat nicht gewähren, die oſtpreußiſche 
Wirtſchaft muß den Mangel an Machtmitteln des Deutſchen Reiches 
im Often jährlich mit einer Millionenſumme bar bezahlen. Die Wirt- 
ſchaft verſucht überall, wo es irgend möglich iſt, und ſo auch bei uns 
in Oſtpreußen, ohne den Staat auszukommen. Aber dieſe Tatſache 
rechtfertigt ohne Zweifel den Ruf nach Staatshilfe. Was der oſt⸗ 
preußiſchen Wirtſchaft Reich und Staat an Schutz durch politiſche 
Machtmittel nicht bieten können, das müſſen Reich und Staat der oſt⸗ 
preußiſchen Wirtſchaft durch eine umfaſſende Zinsverbilligung geben. 
Das iſt kein Almoſen, ſondern ein Rechtsanſpruch auf Grund einer 
klaren und einwandfreien Aberlegung und Berechnung. 


In welcher Weiſe kann nun Kredithilfe ſeitens des Staates ge— 
leiſtet werden? 


Für die Landwirtſchaft kann ich mich hier in dieſem Kreiſe auf 
die Forderung beſchränken, daß eine Entſchuldung der landwirtſchaft⸗ 
lichen Betriebe bezw. eine Konſolidierung der ſchwebenden Schulden 
zu verbilligten Zinſen vorzunehmen iſt. 


Für Induſtrie und Handel muß das, was bisher geleiſtet wurde, 
ſo dankenswert es iſt, als gänzlich unzureichendes Stückwerk bezeichnet 
werden. Die bisherigen Realkreditquellen und die Art der Hergabe 
von Realkrediten an Induftrie und Handel tragen ſchwere Mängel an 
ſich. Das gilt ſowohl von den Pfandbriefkrediten als von den ſoge⸗ 
nannten ſtaatlichen „Sofortkrediten“. Die langen Wartezeiten bis 
zur jeweiligen Beſchaffung der Leihmittel durch Verkauf der Pfand⸗ 
briefe haben bei vielen Antragſtellern eine teure kurzfriſtige Mehrver⸗ 
ſchuldung durch Zwiſchenkredite verurſacht, die z. T. auch nicht ab⸗ 
gedeckt werden konnten, wenn endlich der Pfandbriefkredit zur Aus⸗ 
zahlung kam. Sehr bedenklich iſt aber auch die Bedingung der 
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Kommunalbürgſchaft. Es darf nicht vergeſſen werden, daß dieſe Be⸗ 
dingung den Antragſteller abhängig macht von der Stimmung von 
den politiſchen Parteien in den kommunalen Körperſchaften. 


Die Kredite aus dem ſogenannten Sofortprogramm, ſo dankens⸗ 
wert ſie ſind, ſind aber doch in derart geringem Amfange gegeben 
worden, daß jie als wirkſame Kredithilfe nicht anzuſprechen find. 
Viele Hoffnungen find enttäuſcht und viel falſche geſchäftliche Dis⸗ 
poſitionen ſind durch die großen Vorbereitungen für die Verteilung 
veranlaßt worden. Wenn es nicht gelingt, das Zehnfache von dem, 
was da einmal bewilligt würde, auf einmal zur Verfügung zu ſtellen, 
ſo kann wirkſame Hilfe auf dieſem Wege nicht geleiſtet werden. 


Eine mittelbare Beſſerung der Kreditverhältniſſe wäre ferner zu 
erreichen, wenn für Oſtpreußen in größerem Umfange Staatsmittel 
für Wohnungsbauten zur Verfügung geſtellt würden. Die in letzter 
Zeit geſchaffene Möglichkeit, durch Hauszinsſteuermittel die zweiten 
Hypotheken im Zinsſatz zu verbilligen, nutzt nichts, wenn ſolche Hypo⸗ 
theken überhaupt nicht zu bekommen ſind. 


Daneben iſt dringend notwendig eine Beobachtung und Beein⸗ 
fluſſung der Zinspolitik, des Marktes für kurzfriſtiges Geld. Die 
Diskonterhöhungen der Reichsbank, die ſich bei der übrigen deutſchen 
Wirtſchaft als regulierender Druck auswirken, ſind Keulenſchläge für 
die oſtpreußiſche Wirtſchaft. Wenn die Girozentrale ſelbſt für kurz⸗ 
friftiges Geld bis zu 8% an Gemeinden und Kommunalverbänden 
zahlt, dann kann man ſich allerdings nicht wundern, wenn ſie ſelbſt 
bis zu 17% % jährlich noch heute fordert. Aber daß ſolche Jinsſätze 
mit unſeren oſtpreußiſchen Verhältniſſen, wie ich ſie vorher geſchildert 
habe, nicht vereinbar ſind, dürfte auch außer allem Zweifel ſein. 


Eine nicht unbedeutende Erleichterung des Kreditmarktes würde 
es z. B. bedeuten, wenn alle Beamten in Oſtpreußen wie früher ihre 
Gehälter vierteljährlich erhalten würden, ſofern ſie auf eine Bank 
überwieſen werden. Mit den beſonderen oſtpreußiſchen Verhältniſſen 
iſt eine ſolche Maßnahme, ohne gerechtfertigte Berufungen befürchten 
zu müſſen, zweifellos zu verantworten. Man würde damit einen 
Anreiz für tüchtige Beamte ſchaffen, nach Oſtpreußen zu kommen. Der 
kleine oſtpreußiſche Beamte, beſonders auf dem Lande, iſt ohnehin in⸗ 
folge der Kreditſchwierigkeiten der ortseingeſeſſenen Kaufmannſchaft 
die Beute von ganz gewiſſenloſen weſtdeutſchen Hauſierern, die lange 
Abzahlungsfriſten gewähren, aber Aufſchläge bis zu 200% auf die 
Preiſe für z. T. minderwertige Waren nehmen. 

Auch ſonſt wird verſucht werden miijjen, neben der unmittelbaren 
Staatshilfe die Kreditlage durch indirekte Maßnahmen zu erleichtern. 
Oſtpreußen wird ſolange das kreditwirtſchaftlich ſchlechteſt be⸗ 
urteilte Gebiet Deutſchlands ſein, als es der unbekannteſte und un⸗ 
gerechterweiſe verrufenſte Teil Deutſchlands iſt. Dagegen muß noch 
mehr als bisher geſchehen. Die Beſtrebungen um eine ſyſtematiſche 
Förderung des Fremdenverkehrs zwiſchen Oſtpreußen und dem Reich 
verdienen in dieſem Sinne zweifellos nachdrücklichſt, insbeſondere auch 
ftaatliche, geldliche Anterſtützung. Aber auch auf dieſem Gebiet kann 
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nichts geleijtet werden, wenn nicht die z. T. kataſtrophalen Gaſthofs⸗ 
verhältniſſe durch Bau- und Renovierungskredite verbeſſert werden, 
und auch hier geht es nicht ohne Staatshilfe. 

Die Staatshilfe bleibt leider die conditio sine qua non. Leider, 
ſage ich, denn nichts hat unſeren oſtpreußiſchen Kreditverhältniſſen ſo 
geſchadet, wie der in den letzten Jahren fo oft — leider noch immer 
nicht mit dem notwendigen Erfolge — erhobene Notruf der oſtpreußi⸗ 
ſchen Wirtſchaft. Aber daß er immer wieder erhoben wird, ſollte zur 
Genüge beweiſen, wie unumgänglich notwendig iſt, was die oſtpreu⸗ 
Bilde Wirtſchaft erbittet. 


—ñññ Im 
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Wortlaut der auf der Derbandstagung 
angenommenen Entſchließung. 


Der Verband oſtpreußiſcher Induſtrie- und Handelskammern 
(Grenzkammern) verfolgt mit ſchwerer Sorge die weitere Auswirkung 
der Beſtimmungen des Friedensvertrages und insbeſondere der Bil⸗ 
dung des polniſchen Korridors auf die oſtpreußiſche Wirtſchaft. Er 
bedauert, daß die Abſichten des Reiches bzw. des Staates, für Oft- 
preußen in Berückſichtigung der für dieſe Provinz geſchaffenen be⸗ 
ſonderen Verhältniſſe beſondere Maßnahmen zu treffen, zu Be⸗ 
rufungen anderer Provinzen führen konnten, und ſtellt demgegenüber 
feſt, daß für keine andere Provinz des Reiches die gleichen unver= 
ſchuldeten, die Entwicklung der Wirtſchaft hemmenden Amſtände vor⸗ 
liegen, wie für Oſtpreußen. Infolgedeſſen ſind auch nach Anſicht des 
Verbandes wegen dieſer bejonderen Verhältniſſe beſondere Maß⸗ 
nahmen für Oſtpreußen erforderlich und die Berufungen anderer 
Provinzen dieſerhalb unbegründet. Der Verband iſt daher der An⸗ 
ſicht, daß nur eine ſofortige, wirklich großzügige und auf lange Sicht 
abgeſtellte beſondere Aktion des Reiches bzw. des Staates zu 
einer Beſeitigung oder doch Abſchwächung jener beſonderen Nachteile 
führen kann, unter denen die Betätigung der oſtpreußiſchen Wirt⸗ 
ſchaft leidet. 

Folgende Punkte bedürfen dabei beſonderer Berückſichtigung: 

1. Die Regelung der Beziehungen Oſtpreußens 
zu den Nachbarſtaaten. 

a) Der Grenzkammerverband richtet in dieſer Hinſicht an die 
Reichsregierung die Bitte, das Ihrige dazu zu tun, der Wirtſchaft 
und dem Verkehr die Wege nach dem Oſten wieder frei zu machen, 
und die Neigung der Staaten des Oſtens zu hermetiſcher Abſchließung 
ihrer Grenzen zu überwinden. Er erwartet aber, daß das Deutſche 
Reich bei dem Abſchluß von Handelsverträgen mit den öſtlichen 
Nachbarſtaaten die Intereſſen Oſtpreußens in vollem Amfange wahrt 
und die Provinz insbeſondere in ihrem Wettbewerb gegen Polen 
ſchützt. Die Grenzverhältniſſe ſind endlich in einer die Grenzgebiete 
befriedigenden Weiſe zu regeln. : 

b) Bei der etwaigen Gewährung von Warenkrediten an die Oſt⸗ 
ſtaaten ſind die oſtpreußiſchen Wirtſchaftskreiſe bevorzugt zu berück⸗ 
ſichtigen, ſoweit fie bisher in Handelsbeziehungen mit den betreffenden 
Ländern geftanden haben und über beſondere Erfahrungen auf dieſem 
Gebiet verfügen. 

2. Die Frachtenbelaſtung Oſtpreußens. Die durch 
den Verluſt Poſens und Weſtpreußens ſowie des Memellandes für 
Oſtpreußen herbeigeführte völlige Anderung der Bezugs- und Abſatz⸗ 
verhältniſſe, ferner die Einbuße des Memelſtromes und der Weichſel 
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als Transportwege bedeuten für die Proving Oſtpreußen eine fracht⸗ 
liche Mehrbelaſtung von jährlich etwa 35 Millionen. Dieſer un- 
geheure jährliche Frachtentribut kann auf die Dauer von der oft- 
preußiſchen Wirtſchaft nicht getragen werden. Sofern daher die 
Reichsbahnverwaltung ihrerſeits nicht in der Lage ſein ſollte, die für 
die oſtpreußiſche 1 dringend erforderliche Frachtenſenkung 
vorzunehmen, wird es als die unabweisbare Pflicht des Reiches bzw. 
des Staates bezeichnet werden müſſen, die zur Abbürdung des Oſt⸗ 
preußen auferlegten jährlichen Frachtentributs erforderlichen Mittel 
mit größter Beſchleunigung zur Verfügung zu ſtellen. 

3. Die Steuerlaſt Oſtpreußens. Die Anteile der oſt⸗ 
preußiſchen Gemeinden an Reichsſteuern und die Zuſchüſſe zu den 
oſtpreußiſchen Berufsſchulen, welche der Staat nach der Kopfzahl 
der Schulpflichtigen leiſtet, ſind gegenüber den ſonſtigen Gemeinden 
hinaufzuſetzen, jedoch nur für ſolche oſtpreußiſchen Gemeinden, deren 
Steuerzuſchläge, und ſolche oſtpreußiſchen Berufsſchulen, deren Be⸗ 
rufsſchulbeiträge nicht erhöht werden. 

4. Die oſtpreußiſchen Kreditverhältniſſe. Oſt⸗ 
preußens Wirtſchaft, insbeſondere die ſeiner Grenzbezirke, bezahlt die 
beiſpielloſe Angunſt ihrer politiſchen Lage zur Zeit jährlich mit min- 
deſtens 10 Millionen Mark an Riſikozuſchlägen auf Zinſen für un⸗ 
zureichende Kredite. Die Landwirtſchaft, infolgedeſſen überwiegend 
ſchon ſeit Jahren unrentabel, Handel und Gewerbe, fajt durchweg 
agrargebunden, ſind ſo in wenigen Jahren zur völligen Ertragloſig⸗ 
keit verurteilt, zumal jeder Rückſchlag auf dem allgemeinen Kapital⸗ 
markt die oſtpreußiſche Wirtſchaft in verſtärktem Maße trifft. 

Der Verband erachtet daher die Erfüllung folgender Forderungen 
für unerläßlich und dringend: ICh 

a) Durchgreifende ſtaatliche Entſchuldungsmaßnahmen für die 

Landwirtſchaft durch Realkredite zu rentablen Zinsſätzen. 

b) Gleiches für die Induſtrie und gewiſſe Handelszweige. 
e) Förderung des privaten Wohnungsbaus durch Hergabe von 

billigen Staatskrediten für zweite Hypotheken. 2 

d) Entſchiedene ſtaatliche Maßnahmen zur Feſtigung des Ver⸗ 
trauens zur oſtpreußiſchen Wirtſchaft und zur Beſeitigung 
des Oſtpreußen⸗Vorurteils, insbeſondere auch durch Förde⸗ 

Nele des Fremdenverkehrs zwiſchen Oſtpreußen und dem 

eich. 
Die Verſorgungskraft eines bedeutenden Aberſchußgebiets, die 
Steuerkraft Hunderttauſender von Betrieben, wertvollſter ſtaats⸗ 
politiſcher Beſitz an deutſchem Land ſtehen auf dem Spiel, wenn nicht 
gerade auf dem Gebiet des Kreditweſens ſchnell und durchgreifend 
geholfen wird. 3 2 i 
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